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D
ie Zeit der Kolonialreiche ist for-
mal vorbei. Und doch erinnert 
nicht nur der Gestus, mit dem 
westliche Politiker und Wirt-
schaftsbosse, nicht zuletzt deut-

sche, gegenüber ihren afrikanischen oder asiati-
schen Kollegen auftreten, an diese unselige Epo-
che. Da wird zwar viel von »Partnerschaften« 
auf »Augenhöhe« geredet. Doch die Bedingun-
gen stellen Agrar- und andere Konzerne aus der 
EU und den USA, so beim »Marshallplan mit 
Afrika«, für den die Bundesregierung während 
des G-20-Gipfels Anfang Juli in Hamburg warb. 
Und die Unternehmen haben genau wie die 
Regierungen der Europäischen Union handfeste 
Interessen, deren Durchsetzung letztlich das 
Ziel sogenannter Entwicklungspartnerschaften 
ist. Insofern ist es logisch, dass Expertinnen 
und Wissenschaftler aus afrikanischen Ländern 
bei der Erarbeitung des »Marshallplans« nicht 
konsultiert wurden.

Wie und in welchem Umfang EU-Agrarkon-
zerne und -Staaten sich beispielsweise die Kon-
trolle über Agrarflächen in Afrika sichern, ist in 

einer Studie dargelegt, die im Auftrag des Euro-
paparlaments erstellt und im Mai veröffentlicht 
wurde. Danach steht Deutschland an sechster 
Stelle, was den Einfluss hiesiger Unternehmen 
auf Ländereien außerhalb von Europa betrifft. 
Insgesamt kontrollieren BRD-Unternehmen 
demnach »nur« knapp 310.000 Hektar in Nicht-
EU-Staaten. Mit Abstand die größten »Land-
grabber« sind der Untersuchung zufolge briti-
sche Konzerne. Sie verfügen außerhalb der EU 
über fast zwei Millionen Hektar. Die Nutzung 
der Ländereien durch europäische Firmen geht 
fast immer mit Vertreibungen einher. Familien, 
die sich bislang selbst ernähren konnten, werden 
ihrer Existenz beraubt und fristen vielfach ein 
elendes Dasein als unterbezahlte Tagelöhner.

Vertreter der Industriestaaten zeigten lange mit 
dem Finger auf China, wenn es um das Thema 
Landgrabbing ging. Inzwischen setzt die Volks-
republik auf andere Strategien, um die Ernährung 
ihrer fast 1,4 Milliarden Bürger zu sichern. Uwe 
Hoering schildert das Vorgehen der chinesischen 
Politik und der staatlichen Agrarhandels- und -in-
dustriefirmen auf Seite 2 dieser Beilage. Weit 

gravierendere Probleme als China bei der Siche-
rung der Grundversorgung seiner Bevölkerung mit 
Lebensmitteln hat Indien. Dort allerdings scheint 
die Zentralregierung die Probleme der Bauern, die 
nicht zuletzt aus dem im Zuge des Klimawandels 
massiv zunehmenden Wassermangel resultieren, 
bislang kaum wahrzunehmen. Thomas Berger be-
richtet auf Seite 4 über die Lage der mehr als 700 
Millionen Menschen auf dem Subkontinent, die 
von der Landwirtschaft leben.

Wie die EU-Agrarpolitik zu einer Lebensmit-
telproduktion entsprechend dem Bedarf der Be-
völkerung der Mitgliedsstaaten beitragen könn-
te, legen Reinhild Benning und Tobias Reichert 
von der Umwelt- und Entwicklungsorganisation 
Germanwatch dar (Seite 6). Nötig, so ihre Ar-
gumentation, sei eine Abkehr von der Exporto-
rientierung der EU und der damit verbundenen 
Förderung der Überproduktion. Unter ihr leiden 
nicht nur Kleinbauern in Ländern des globa-
len Südens, die so von ihren Heimatmärkten 
verdrängt werden. Auch die Landwirte in der 
EU sind dadurch einem brutalen Preisdruck 
ausgesetzt, dem sie in der Regel nur mit weiterer 

Effizienz- und Produktionsmengensteigerung 
begegnen können.

Allerdings ist es nicht sehr wahrscheinlich, dass 
die vorgeschlagenen Reformen gegen die mäch-
tige Konzernlobby durchsetzbar sind. Die Über-
windung der kapitalistischen Produktionsweise 
ist eine notwendige, wenn auch nicht hinreichende 
Voraussetzung für eine menschen-, tier- und um-
weltgerechte Landwirtschaft. Bis dahin muss es 
wohl bei den kleinen, aber feinen alternativen Pro-
jekten bleiben – zumindest solange es keine große 
Stadtfluchtbewegung gibt. Denn für Ökoland- und 
-gartenbau werden viele Hände gebraucht.

Zusammenfassung der im Mai veröffentlich­
ten Studie »Landgrabbing und Menschen­
rechte: Die Rolle von EU­Akteuren im Ausland« 
online: bit.ly/2sT4YBQ

Deutschlandfunk­Debatte zum Marshallplan 
für Afrika mit aus afrikanischen Ländern stam­
menden Wissenschaftlerinnen und Wissen­
schaftlern am 28. Juni 2017:  
kurzlink.de/dlf_g20afrika
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Konzerne der EU-Staaten sichern sich Zugang zu Ackerflächen weltweit. Spielraum für Kleinbauern  
verringert sich. Von Jana Frielinghaus
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Seit vier, fünf Jahren verkehren 
nahezu täglich Güterzüge zwi-
schen China und Duisburg, 
London, Warschau, Madrid 

und anderen Städten in Europa. Sie sind 
ein Rückgrat der chinesischen »Belt and 
Road Initiative« (BRI), Asien, Afrika 
und Europa auf dem Land- und Seeweg 
besser zu verbinden. Noch bringen die 
Züge vor allem IT-Produkte und andere 
Konsumgüter nach Europa. Doch wenn 
es nach den Planern geht, könnten sie 
künftig auch zur Ernährungssicherheit 
Chinas beitragen.

Wohlstand und Glück stellte Chinas 
Präsident Xi Jinping in Aussicht, als er 
im Oktober 2013 das Vorhaben erstmals 
offiziell ankündigte. Asien, der Mittlere 
Osten und Europa sollen auf dem Land-
weg (»Belt«) durch ein dichtes Netzwerk 
von Bahnlinien, Straßen, Flughäfen und 
Pipelines schneller, kostengünstiger und 
verlässlicher verbunden werden. Auf der 
»maritimen Seidenstraße« (»Road«) wer-
den im Indischen Ozean, in Ostafrika und 
in Südeuropa, beispielsweise in Piräus, 
Häfen durch chinesische Unternehmen 
ausgebaut und gemanagt. Entlang dieser 
Wege sollen Industrien, Agrarbetriebe, 
Umschlagterminals und neue Städte wie 
Horgos an der Westgrenze Chinas mit 
Kasachstan, Anaklia an der georgischen 
Schwarzmeerküste oder Terespol an der 
polnischen Grenze mit Weißrussland ent-
stehen.

Mit der neuen Asian Infrastructure In-
vestment Bank AIIB, einem speziellen 
Seidenstraßenfonds und Krediten der 
Staatsbanken fördert Beijing die Projekte 
durch gewaltige Summen. Am ersten gro-
ßen Seidenstraßengipfel Mitte Mai 2017 
in Beijing nahmen Abgesandte aus mehr 
als 100 Ländern teil, darunter 29 Staats- 
und Regierungschefs aus Zentralasien, 
Südost- und Osteuropa mit Russlands Prä-
sident Wladimir Putin an der Spitze.

»Going outward«

Die Initiative fällt zeitlich zusammen mit 
grundlegenden Änderungen in der Ernäh-
rungspolitik der Volksrepublik. Hatte ihre 
Regierung nach der Preiskrise 2007/2008 
noch bekräftigt, bei Getreide Selbstver-
sorger bleiben zu wollen, wurden 2014 ei-
ne »aktivere Nutzung der internationalen 
Nahrungsmittelmärkte« angekündigt und 
Subventionen abgebaut. Der Vorsitzen-
de der staatlichen »China National Ce-
reals, Oils and Foodstuffs Corporation« 
( COFCO), Chinas größtem Nahrungsmit-
telkonzern und Getreidehändler, forderte 
gar einen völlig freien Agrarhandel.

Damit droht aber eine Abhängigkeit 
vom bestehenden globalen Agrarsystem, 
das durch einige wenige westliche Kon-
zerne kontrolliert wird und infolge von 
Spekulation großen Preisschwankungen 
unterliegt. Beijing setzt daher darauf, 

den weltweiten Agrarhandel im Interesse 
seiner Versorgungssicherheit unter ande-
rem durch den Aufbau neuer Handelsrou-
ten und eigener Konzerne selbst stärker 
zu kontrollieren. Bereits 2010 forderte 
Agrarminister Han Changfu die Investo-
ren des Landes zu einer »Going-Outward-
Strategie« auf.

Es folgten zahlreiche Aufkäufe inter-
nationaler Unternehmen, von denen die 
Übernahme des Schweizer Agrochemie-, 
Saatgut- und Biotechnologiekonzerns 
Syngenta durch Chem China im Frühjahr 
dieses Jahres für 43 Milliarden Fran-
ken zu den spektakulärsten gehört. Und 
 COFCO rückt durch die Übernahme des 
in Hongkong ansässigen Handelshauses 
»Noble Agri« 2015 und des niederländi-
schen Getreide- und Düngemittelhändlers 
Nidera (abgeschlossen im Februar dieses 
Jahres) den Großen im Weltagrarhandel 
wie den US-Unternehmen Cargill, ADM 
und Bunge immer näher.

Von Aufkauf und Pacht großer Acker-
flächen in anderen Ländern ist die Volks-
republik derweil abgerückt, nachdem dies 

als »Land Grabbing« kritisiert worden 
war und in Ländern wie Kasachstan, Au-
stralien und Mosambik zu heftigem Wi-
derstand geführt hatte. Jetzt setzt man 
bei Lebensmitteln auf die Kontrolle der 
gesamten Produktions- und Handelsket-
te. Das doppelte Ziel der Strategie sei 
es, »die Souveränität zu bewahren und 
die Kommandohöhen der internationalen 
Konkurrenz zu besetzen«, hatte Cheng 
Guoqiang, einer der einflussreichsten 
Agrarstrategen Chinas, im Juni 2015 be-
tont.

Exsowjetrepubliken im Fokus

Dieses Vorgehen ist auch Teil des »Ak-
tionsplans« der Seidenstraßeninitiative. 
Darin wird ausdrücklich die »vertiefte 
Zusammenarbeit in Land- und Forstwirt-
schaft, Tierhaltung und Fischerei sowie 
bei der Herstellung von Landwirtschafts-
maschinen und der Nahrungsmittelver-
arbeitung« hervorgehoben. Die Initiative 
sei »eine Chance, die Regeln im Agrar-
bereich neu zu gestalten«, erklärte Cheng 
Guoqiang.

Besonderes Interesse zeigen die chi-
nesischen Akteure an Kooperationen mit 
Nachfolgestaaten der Sowjetunion, aus 
denen künftig verstärkt Nahrungsmittel 
und Viehfutter importiert werden sollen. 
Russland, die Ukraine, Kasachstan, Us-
bekistan und Weißrussland haben derzeit 
einen Anteil an der globalen Weizenernte 
von 20 Prozent. Und es besteht Steige-
rungspotential: In Kasachstan, westlicher 
Nachbar von Chinas Provinz Xinjiang, 
liegen die Getreideerträge pro Hektar bei 
lediglich 20 Prozent derer im Reich der 
Mitte.

Um die Agrarproduktion in zentrala-
siatischen und osteuropäischen Ländern 
weiter zu steigern, bietet China Techno-
logie, Maschinen, ertragreicheres Saatgut 
und neue Geschäftsfelder wie Aquakultur. 
Umgekehrt könnten sich für die Exporteu-
re in Zentralasien die Türen zum größten 
Konsumgütermarkt der Welt öffnen. Und 
China würde sich unabhängiger vom US-
dominierten internationalen Agrarhandel 
machen. Die Belt-and-Road-Initiative 

könne »mit Fug und Recht als ›Ostwind‹ 
für Chinas landwirtschaftliche Expansion 
über die Grenzen bezeichnet werden«, 
schrieb die chinesische Zeitschrift Non-
quin Ribao im April 2015.

Bis dahin ist es aber noch ein längerer 
Weg. In der Datensammlung »Landma-
trix« ist gerade eine Handvoll größe-
rer chinesischer Agrarinvestitionen in 
Russland, der Ukraine, Kasachstan und 
Tadschikistan aufgelistet. Es gibt Be-
richte über weitere, überwiegend klei-
nere Vorhaben wie die Schaffung eines 
Umschlagplatzes für Getreideaufkäu-
fe durch COFCO, eine Schweine- und 
eine Milchviehfarm in Weißrussland, 
ein Abkommen über einen Agrarinvest-
mentfonds mit Kasachstan und eines 
mit Russland über einen gemeinsamen 
Fonds für die Agrarentwicklung in den 
fernöstlichen Grenzregionen mit China 
von knapp zehn Milliarden US-Dollar, 
von denen China 90 Prozent trägt.

Zudem musste etwa in Kasachstan ein 
Landreformgesetz, das auf chinesische 
Anleger zugeschnitten war, vorerst auf 
Eis gelegt werden. Und der Bürgerkrieg 
in der Ukraine lässt eine geordnete Ko-
operation mit dem Land in weite Fer-
ne rücken. Mittelfristig wäre der Aufbau 
einer Agrarindustrie mit chinesischer 
Unterstützung eine Chance für Staaten 
Zentralasiens und Osteuropas, mehr als 
Transitländer zu sein.

Auch in EU-Mitgliedsländern dürfte 
das Interesse am Ausbau der Wirtschafts-
beziehungen zu China groß sein. So könn-
ten sich die Niederlande, zweitgrößter 
Exporteur von Agrarprodukten weltweit, 
durch verlässliche Zugverbindungen 
gen Osten den chinesischen Markt er-
schließen. Die Seidenstraßeninitiative 
könnte also sowohl den Zugriff Chinas 
auf die Landwirtschaft entlang der Bahn-
strecken und Fernstraßen beschleunigen 
und gleichzeitig eine neue wunderbare 
Freundschaft zwischen europäischer und 
chinesischer Agrarindustrie stiften – zwei 
mächtigen Akteuren, zwischen denen die 
osteuropäischen und zentralasiatischen 
Agrarproduzenten ihre Position finden 
müssen.

Neue Seidenstraßen
Zur Sicherung der Ernährung seiner fast 1,4 Milliarden Bürger setzt 
China auf strategische Unternehmenskäufe und Kooperationen unter 
anderem in Zentralasien. Von Uwe Hoering

Kasachstan ist mittler­
weile ein wichtiger Han­
delspartner für China. Im 
Bild ein Zug, beladen mit 
Weizen aus der früheren 
Sowjetrepublik, bei der 
Ankunft im Hafen der 
nordostchinesischen 
Stadt Lianyungang
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Ernährungssicherheit
„Die Cuba Sí-Projekte in der kubanischen Landwirtschaft sind strategische 
Investitionen für unser Land!“, erklärt Maritza Ramírez vom kubanischen Land-
wirtschaftsministerium gegenüber Cuba Sí. „Durch die enge Zusammenarbeit mit
unserem Ministerium ist garantiert, dass Eurer großartiges Engagement mit den
Entwicklungszielen unseres Landes abgestimmt ist. „Das Jahr 2016“, so Maritza
Ramírez, „war zwar das beste für die kubanische Landwirtschaft seit 1990 –
trotzdem deckt die Lebensmittelproduktion noch nicht den Bedarf. „Bitte unter-
stützt Kuba auch weiterhin – und übermittelt allen Spender/-innen von Cuba Sí
unseren herzlichen Dank für diese nutzbringende Hilfe!“

Ernährungssicherheit

Bitte spenden Sie auch weiter-
hin für unser Solidaritätsprojekt
„Milch für Kubas Kinder“.

Sonderspen denkonto beim Partei vorstand 
DIE LINKE/Cuba Sí: Berliner Sparkasse, 
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, 
BIC: BELADEBEXXX. Bitte immer den Verwendungs-
zweck angeben: „Milch für Kubas Kinder“. 

AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
E-Mail:    berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

Sonderspen denkonto beim Partei vorstand 
DIE LINKE/Cuba Sí: Berliner Sparkasse, 
IBAN: DE061005 0000 0013 222210, 
BIC: BELADEBEXXX. Bitte immer den Verwendungs-
zweck angeben: „Milch für Kubas Kinder“. 

AG in der Partei DIE LINKE
Kleine Alexanderstraße 28, 10178 Berlin
Telefon:  (030) 24 009-455, -456 
E-Mail:   berlin@cuba-si.org
Internet: www.cuba-si.org

„Die Cuba Sí-Projekte in der kubanischen Landwirtschaft sind strategische Investitio-
nen für unser Land!“, erklärt Maritza Ramírez vom kubanischen Landwirtschafts-
ministerium gegenüber Cuba Sí. „Durch die enge Zusammenarbeit mit unserem Minis-
terium ist garantiert, dass Eurer großartiges Engagement mit den Entwicklungszielen
unseres Landes abgestimmt ist. „Das Jahr 2016“, so Maritza Ramírez, „war zwar 
das beste für die kubanische Landwirtschaft seit 1990 – trotzdem deckt die Lebens-
mittelproduktion noch nicht den Bedarf. „Bitte unterstützt Kuba auch weiterhin –
und übermittelt allen Spender/-innen von Cuba Sí unseren herzlichen Dank für diese
nutzbringende Hilfe!“

Bitte spenden Sie auch weiter-
hin für unser Solidaritätsprojekt
„Milch für Kubas Kinder“.

Land & Wirtschaft er­
scheint als Beilage der 
jungen Welt im Verlag 8. 
Mai GmbH, Torstraße 6, 
10119 Berlin. 
Redaktion: Jana Frieling­
haus (V. i. S. d. P.), Anzei­
gen: Silke Schubert, Bild­
redaktion: Nikolas Sisic, 
Gestaltung:  Michael 
Sommer.

Uwe Hoering ist Poli­
tikwissenschaftler und 
Journalist. Einer seiner 
Arbeitsschwerpunkte 
sind die globalen Verän­
derungen im Bereich der 
Landwirtschaft und die 
Rolle, die Agrarindustrie, 
internationalen Institu­
tionen wie der Weltbank 
und den Kleinbauern­
bewegungen dabei 
zukommt. Seine Analy­
sen veröffentlicht er in 
Büchern, Zeitschriften 
und auf seiner Webseite 
globe­spotting.de

In der jW­Beilage Land & 
Wirtschaft 2016 schrieb 
er über das Recht auf 
Land und die ungerechte 
Verteilung von Grund 
und Boden als Hindernis 
für eine agrarökologi­
sche Wende

Zu Chinas Infrastruktur­
projekt siehe auch den 
Beitrag von Sebastian 
Carlens in jW vom 
22. Mai 2017, Seite 9
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Seit Jahrtausenden züchten Bauern 
Pflanzen. Sie gewinnen Saatgut, 
geben es an Nachbarn weiter und 
haben mit dieser Praxis die Viel-

falt der Kulturpflanzen geschaffen. Saatgut 
galt – und gilt an vielen Orten auch heute 
noch  – als Gemeingut: Alle brauchen es 
zum Leben, daher wird es gemeinsam ge-
pflegt und über lokale Netzwerke unterein-
ander weitergegeben.

Es ist gar nicht so einfach, dieses Ge-
meingut zu privatisieren: Eine einzige Sa-
latpflanze produziert bis zu 30.000 Samen, 
und andere Pflanzen sind ähnlich großzü-
gig. Jede größere Investition in Saatgut ist 
daher uninteressant, solange dieses leicht 
vervielfältigt werden kann. Dass es heute 
dennoch in großem Stil als Ware gehandelt 
wird, liegt daran, dass verschiedene Mecha-
nismen zu seiner Verknappung gefunden 
wurden.

Als wichtige rechtliche Mechanismen 
wirken geistige Eigentumsrechte wie Sor-
tenschutz oder auf Pflanzensorten ange-
meldete Patente. Bauern dürfen eigentums-
rechtlich geschützte Sorten entweder gar 
nicht oder nur gegen Zahlung von Nachbau-
gebühren vermehren. Außerdem schreiben 
Verordnungen vor, dass nur Samen zugelas-
sener Sorten verkauft werden dürfen. Für 
die Zulassung müssen diese in der Regel 
bestimmten Kriterien1 entsprechen. Da alte 
bzw. bäuerliche Sorten die festgelegten Be-
dingungen meist nicht erfüllen, tragen diese 
Gesetze in hohem Maße zur Verringerung 
der Kulturpflanzenvielfalt bei.

Ein wirksamer biologisch-technischer 
Mechanismus zur Verknappung von Saat-
gut ist seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
die Hybridzüchtung2. Hybridsaatgut ist 
nicht verlässlich vermehrbar und muss des-
halb jedes Jahr neu gekauft werden. Ab 
den 1970er Jahren kamen mit Gentechnik 
und biotechnologischer Züchtung weitere 
Methoden hinzu, die Saatgut gänzlich steril 
und einen jährlichen Neukauf unumgäng-
lich machen. Die geschilderten Mechanis-
men werden auf immer weitere Bereiche 
übertragen und in immer mehr Ländern 
angewendet.

Subventionierte Privatisierung

In Deutschland ist die Arbeitsteilung in 
der Landwirtschaft weit fortgeschritten. 
Die meisten Bauern kaufen ihr Saatgut bei 
spezialisierten Unternehmen. Eine Ausnah-
me bildet der Weizen: Etwa 50 Prozent 
des verwendeten Saatguts werden von den 
Landwirten selbst vermehrt. Diese Praxis 
ist der Industrie ein Dorn im Auge, daher ar-
beitet beispielsweise die Saaten-Union, ein 
Zusammenschluss von sieben großen deut-
schen Pflanzenzuchtfirmen, seit einigen 
Jahren »mit Volldampf« an der Züchtung 
von nicht nachbaubarem Hybridweizen, wie 
es in der Zeitschrift Top Agrar (6.5.2016) 
hieß. Und die Konzerne stehen dabei nicht 
allein da: 2015 hat das Bundesministerium 
für Ernährung und Landwirtschaft fünf Mil-
lionen Euro Fördermittel für ein umfang-
reiches Hybridweizenforschungsprojekt 
bereitgestellt. Hier werden also öffentliche 
Gelder in eine Züchtung gesteckt, von der 
private Unternehmen sehr viel und Land-
wirte wenig zu erwarten haben. Für letztere 
geht es um einen der wenigen verbliebenen 
Bereiche, in denen noch eine gewisse Unab-
hängigkeit von der Industrie existiert.

Enteignung in Tansania

In den Ländern des globalen Südens 
ist noch viel mehr zu holen: Hier gibt 
es bäuerliche Netzwerke, in denen der 

Großteil des Saatgutes produziert und 
weitergegeben wird. Die Erschließung 
dieser Märkte verspricht immense Ge-
winne für international agierende Unter-
nehmen. Ein Beispiel dafür ist die »Neue 
Allianz für Ernährungssicherung«3, die 
die Gruppe der G-7-Staaten im Jahr 2012 
gegründet hat. Im Rahmen dieser »Part-
nerschaft« wurde ein Abkommen mit 
zehn afrikanischen Staaten geschlossen, 
in dem diese sich verpflichten, die Be-
dingungen für private Investitionen im 
Agrarsektor zu verbessern.

Tansania ist eines der beteiligten Län-
der. 90 Prozent des dort verwendeten 
Saatgutes wird von Kleinbauern produ-
ziert und getauscht oder verkauft. Die-
se Netzwerke haben sich als stabil und 
erfolgreich erwiesen, da sie sicherstel-
len, »dass Saatgut verfügbar, zuverlässig 
und erschwinglich ist«4. Doch sie sind 
durch die »Neue Allianz« in Gefahr. Nun 
werden Saatgutverordnungen und geisti-
ge Eigentumsrechte eingeführt, um den 
Markt für Konzerne zu erschließen. Seit 
2014 ist in Tansania nur noch der Verkauf 
von zertifiziertem Saatgut erlaubt. Jeg-
licher Verstoß kann mit Freiheitsstrafen 
von bis zu zwölf Jahren und Geldstrafen 
von bis zu 200.000 Euro verfolgt wer-
den. Dies in einem Land, in dem ein 
Bauer von durchschnittlich weniger als 
zwei Euro am Tag lebt.

Tansania ist nicht nur Teil der Al-
lianz, sondern auch Mitglied verschie-
dener afrikanischer Handelsunionen 
wie der Southern African Development 
Community (Entwicklungsgemeinschaft 
des südlichen Afrika, SADC), innerhalb 
derer derzeit an der »Harmonisierung« 
von Saatgutgesetzen gearbeitet wird. So 
kann zum Beispiel eine Pflanzensorte, 
sobald sie in zwei der 15 SADC-Mit-
gliedsstaaten zugelassen ist, in allen an-
deren ohne weitere Zulassungen verkauft 
werden5. Während also eine tansanische 
Bäuerin ihr nichtzertifiziertes Saatgut 
nicht einmal mehr an ihren Nachbarn 
verkaufen darf, wird für die Privatwirt-
schaft ein vereinfachter Zugang zu den 
Märkten mehrerer Länder gleichzeitig 
ermöglicht. Auf diese Weise werden die 
Netzwerke, in denen Kleinbauern derzeit 
die lokale Saatgut- und Nahrungsmit-

telproduktion sicherstellen und die Kul-
turpflanzenvielfalt erhalten, ganz gezielt 
geschwächt.

Für Ernährungssouveränität

Die geschilderten Fälle sind exemplarisch 
für das, was weltweit geschieht. Inzwischen 
kontrollieren nur zehn Saatgutkonzerne 70 
Prozent des globalen kommerziellen Mark-
tes. Sollten die derzeit geplanten Fusionen 
erfolgreich sein, sind es bald nur noch drei 
Multis, die 60 Prozent des Marktes in der 
Hand haben. In der EU kontrollieren acht 
Unternehmen 99 Prozent des Marktes für 
Zuckerrübensaatgut, und fünf Firmen ver-
kaufen 95 Prozent der Gemüsesämereien.

Diese Entwicklung ist Teil der Industria-
lisierung der Landwirtschaft. Dabei produ-
ziert die industrielle Agrarwirtschaft nur 
etwa 30 Prozent der verfügbaren Lebens-
mittel, benötigt dafür aber 70 Prozent der 
globalen landwirtschaftlichen Ressourcen 
und ist einer der größten Emittenten von 
Treibhausgasen. Zudem hat die starke Ver-
einheitlichung in der Landwirtschaft dazu 
geführt, dass die Kulturpflanzenvielfalt in-
nerhalb der letzten 100 Jahre um 75 Prozent 
zurückgegangen ist.

Dabei zeigen Kleinbauern weltweit, dass 
sie, sofern sie Zugang zu Bildung, Land, 
Wasser, Werkzeug und Technik haben, so-
gar einen höheren Nährwert pro Fläche 
produzieren als die industrielle Landwirt-
schaft. Ihre Förderung wird daher von der 
Mehrheit der unabhängigen Fachleute als 
sicherster Weg gesehen, »Hunger zu be-
kämpfen und zugleich die ökologischen 
Auswirkungen der Landwirtschaft zu mini-
mieren«, wie es im Weltagrarbericht heißt6.

Im Kampf für Ernährungssouveränität 
und in Solidarität mit bäuerlichen Orga-
nisationen wie La Via Campesina gilt es, 
funktionierende Alternativen zur industri-
ellen Landwirtschaft öffentlich zu machen. 
Genau dies tun verschiedene Organisatio-
nen in Tansania, indem sie zum Beispiel 
die Bedeutung der bäuerlichen Saatgutsy-
steme hervorheben und dafür kämpfen, dass 
lokales Saatgut von den neuen Gesetzen 
unangetastet bleibt7. Währenddessen wer-
den in Deutschland die Stimmen gegen 
Hybridweizen lauter8. Hier sind auch die 
Bauern gefragt, denn noch können sie ent-
scheiden, was sie aussäen. Und diejenigen 
unter ihnen, die mutige ökologische und so-
lidarische Wege beschreiten, brauchen volle 
Unterstützung – von uns allen.

Feldzug gegen Bauernrecht
Saatgut: Tausch und Vermehrung ohne Gebühren werden weltweit in Frage gestellt. 
Regierungen oft willige Vollstrecker der Multis. Von Anja Banzhaf

Hightechpflanzenzucht: 
Keimlinge in Petrischa­
len bei Bayer Crop­
Science, einem der welt­
größten Saatgut­ und 
Agrochemiekonzerne. 
Der Multi aus Leverkusen 
treibt derzeit die Fusion 
mit dem US­Konkurren­
ten Monsanto voran
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* 240.000 Hähnchen will Wiesenhof in Königs 
Wusterhausen am Tag schlachten

240.000 täglich*

13 UHR KÖNIGS WUSTERHAUSEN BEI BERLIN

6.– 9.9.17

Anja Banzhaf arbeitet 
als freie Referentin und 
Autorin zum Thema 
Saatgut. 2016 hat sie das 
Buch »Saatgut. Wer die 
Saat hat, hat das Sagen« 
veröffentlicht (Oekom­
Verlag, München 2016, 
272 S., 19,95 Euro)

1  in diesem Fall den »DUS-Kriteri-
en«. DUS steht für »Distinctness, 
Uniformity, Stability«. Die Sorten 
müssen also voneinander unter-
scheidbar sein, ein einheitliches 
Erscheinungsbild haben und an 
verschiedenen Standorten stabil 
dieselben Merkmale aufweisen.

2  Bei der Hybridzüchtung werden 
Vater- und Mutterlinie über meh-
rere Generationen per Inzucht 
vermehrt und dann miteinander 
gekreuzt. Die entstehenden 
Pflanzen sind meist wuchsfreu-
diger, ertragreicher und/oder 
einheitlicher als ihre »Eltern«.

3  New Alliance for Food Security 
and Nutrition, siehe dazu auch 
jW-Beilage Land & Wirtschaft 
vom 7. August 2013, Seite 3

4  acbio.org.za/changing-seed-and-
plant-variety-protection-laws-
in-tanzania

5  grain.org/article/entries/5121-
land-and-seed-laws-under-
attack-who-is-pushing-changes-
in-africa

6  weltagrarbericht.de/
downloads/Wege_aus_der_
Hungerkrise_2.4MB.pdf

7  uhuruwambegu.wordpress.com, 
kilimohai.org/fileadmin/01_ima-
ges/Miscellaneous/TOAM_Seed_
Book.pdf

8  gen-ethisches-netzwerk.de/ 
3434, brot-in-not.de
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Rund 200.000 indische Bauern 
haben allein seit 1997 ihrem 
Leben ein Ende gesetzt. Darauf 
weist die international bekann-

te Sozial- und Umweltaktivistin Vandana 
Shiva immer wieder hin. Besonders ho-
he Suizidraten werden in Dürrezeiten ver-
zeichnet – die im Zuge des Klimawandels 
häufiger werden. Doch es gibt auch viele 
strukturelle Probleme.

Die Landwirtschaft ist noch immer Exi-
stenzgrundlage für 55 bis 60 Prozent der 
Bevölkerung des Subkontinents – also 730 
bis 800 Millionen Menschen. Von diesen 
verfügen nach Angaben des Agrarministe-
riums aber fast zwei Drittel über weniger 
als einen Hektar und können somit nur 
mühsam die Familie ernähren. Weitere 
15,4  Prozent der Bauernfamilien verfügen 
über maximal zwei Hektar. Nur 0,35 Pro-
zent bewirtschaften mehr als zehn Hektar.

Das durchschnittliche Monatseinkom-
men der Bauern belief sich einem Bericht 
der Tageszeitung Hindustan Times vom 
2.  Juli zufolge zuletzt auf umgerechnet 
90 Euro (6.400 Rupien). Während Klein-
bauern mit bis zu einem Hektar Fläche 
nicht einmal die 5.000-Rupien-Marke 
(70  Euro) erreichen, verdienen diejenigen 
mit größerem Landbesitz gut 40.000 Ru-
pien (562 Euro). Letztere beschäftigen viel-
fach Landlose als Tagelöhner.

Der Mangel an Grund und Boden für 
arme Familien war in den letzten Monaten 
ebenso Thema zahlreicher Medienbeiträge 
wie die mannigfaltigen anderen Probleme 
in der Landwirtschaft. Obwohl die noch 
immer die meisten Arbeitskräfte bindet und 
damit eine unverzichtbare Säule der indi-
schen Ökonomie ist, können augenschein-
lich immer weniger Menschen davon leben. 
Jeder zweite landwirtschaftliche Haushalt 
ist verschuldet, was angesichts des völligen 
Fehlens von Vermögenswerten bei den mei-
sten dramatisch ist.

Die Proteste der zurückliegenden Mo-
nate (siehe dazu jW vom 19.6.) resultierten 
bei weitem nicht nur aus temporären Pro-
blemen. Die Massenaktionen, gemeinsam 
getragen von Bauernverbänden sämtlicher 
politischer Richtungen von links bis zu je-
ner Organisation, die mit der regierenden 
Bharatiya Janata Party (BJP) des hindu-
nationalistischen Premiers Narendra Modi 
verbündet ist, waren durchaus erfolgreich. 
In mehreren Regionen wurden daraufhin 
Schuldenerlasse beschlossen.

Baumwolle: Fluch und Segen

Die meisten Kleinbauern mit weniger 
als einem Hektar bewirtschafteter Fläche 
produzieren zum großen Teil Nahrungs-
mittel für die eigene Familie. Zugleich 

liegt Indien beispielsweise bei Baum-
wolle an der Weltspitze. Der Anteil des 
Landes an der jährlich rund um den Glo-
bus produzierten Menge beträgt aktuell 
mehr als ein Viertel. Die Anbaufläche 
schwankt zwischen zehneinhalb und 
gut zwölf Millionen Hektar, was 38 bis 
41 Prozent der weltweit mit der Kultur 
bestellten Äcker entspricht. Die Diskre-
panz zwischen beiden Werten liegt darin 
begründet, dass die indischen Erträge 
von 500 bis 570 Kilogramm pro Hektar 
um einiges unter dem weltweiten Durch-
schnitt von 690 bis 800 Kilogramm und 
weit unter den Spitzenwerten in Ländern 
wie Australien, China und Brasilien lie-
gen.

Ein Problem ist, dass Baumwollanbau 
bewässerungsintensiv ist und die Pflanzen 
in Indien oft in Gebieten mit wenig Regen 
auf ungeeigneten Böden wachsen. Nach 
Zahlen der »Vereinigung Deutscher Ge-
wässerschutz« sind für die Erzeugung von 
einem Kilo der »Wattebäusche« im Schnitt 
knapp 11.000 Liter Wasser nötig. In Indien 

dagegen werden mehr als 23.000 Liter ge-
braucht. Die Produktion auf dem Subkon-
tinent ist schon deshalb risikobehaftet und 
überdurchschnittlich teuer.

Wie angespannt die Situation der Baum-
wollbauern ist, zeigt sich in der Region um 
Sircilla. Die Distrikthauptstadt im südöstli-
chen Unionsstaat Telangana ist ein Zentrum 
der Textilindustrie. Folgerichtig gibt es in 
der Umgebung jede Menge Baumwollfel-
der. Vor allem Frauen schuften als Saison-

kräfte zehn, elf oder mehr Stunden täglich 
in gleißender Sonne und meist ohne Pause, 
um das »weiße Gold« einzubringen. Sie 
bekommen dafür in der Regel höchstens 
100 Rupien (1,50 Euro) pro Tag, wie Sam 
Kalwala, Pfarrer und Sozialaktivist, im ver-
gangenen Oktober im Gespräch mit dem 
Autor berichtete. Ähnlich sieht es an vielen 
anderen Stellen im Land aus. Sinkt der 
Grundwasserspiegel wegen ausbleibenden 
Monsunregens, muss für Brunnen zur Be-
wässerung der Felder immer tiefer gebohrt 
werden. Das treibt die Kosten in die Höhe, 
und in der Folge fällt noch weniger Lohn 
für die Saisonkräfte ab.

Wachsender Chemieeinsatz

Der im Zuge des Klimawandels häufiger 
werdende Wassermangel beeinträchtigt 
auch die Reiserträge und die von Gemü-
se und anderen Kulturen. Weitere Pro-
bleme sind Nährstoffmangel und Schäd-
lings- bzw. Krankheitsbefall der Pflan-
zen. Der Verbrauch an mineralischen 
Düngemitteln und Pestiziden hat in den 
letzten Jahren auch in Indien beträchtlich 
zugenommen. Das Land ist inzwischen 
viertgrößter Agrochemieproduzent nach 
den USA, Japan und China. Der Umsatz 
der heimischen Hersteller lag 2015 bei 
4,4 Milliarden US-Dollar, das jährliche 
Wachstum beträgt mehr als sieben Pro-

zent. Rund die Hälfte der Produktion wird 
im Land verbraucht.

Trotz des wachsenden Einsatzes von 
Pflanzenschutzmitteln führt der Befall der 
Kulturen mit Krankheiten, Parasiten und 
Pilze nach Angaben der indischen Indu-
strie- und Handelskammer (Federation of 
Indian Chambers of Commerce & Industry, 
FICCI) vom Juli 2016 jährlich zu Erntever-
lusten von 15 bis 25 Prozent.

In der gleichen FICCI-Publikation wird 

darauf verwiesen, wie leistungsfähig In-
diens Landwirtschaft trotz allem ist – und 
sein muss. Geht es doch darum, mit le-
diglich 2,4 Prozent der weltweiten Acker-
flächen und rund vier Prozent der Was-
serreserven die Ernährung von beinahe 
18 Prozent der Weltbevölkerung sicher-
zustellen. Indien hat mit 1,324 Milliar-
den fast so viele Einwohner wie China, 
das bevölkerungsreichste Land der Erde 
(1,379 Milliarden).

Der wachsende Chemieeinsatz macht 
die Bauern unterdessen immer stärker von 
ausländischen Konzernen wie dem US-
Saatgut- und Agrochemiemulti Monsanto 
abhängig, deren Pestizide auf das Saatgut 
aus dem eigenen Hause abgestimmt sind – 
und meist mit Hilfe von Knebelverträgen 
im Doppelpack verkauft werden. Schnell 
finden sich die Familien dann in der Schul-
denfalle.

Die seit 2014 amtierende Modi-Regie-
rung redet viel über Wirtschaftswachstum. 
Die Landwirtschaft, obwohl sie etwa 15 Pro-
zent zum Bruttoinlandsprodukt beiträgt und 
Existenzgrundlage der Mehrheit der Bevöl-
kerung ist, spielt für die Politik jedoch zu-
meist nur eine untergeordnete Rolle. Die im 
Juni beschlossenen Schuldenerlasse sind 
nur ein Herumdoktern an den Symptomen. 
Ein Konzept zur sozialen Grundsicherung 
für die Bauernfamilien hat keine der großen 
Parteien Indiens.

Vernachlässigte Mehrheit
Indien: Landwirtschaft ist Lebensgrundlage für mehr als die Hälfte der 
Bevölkerung. Mangel an Ackerflächen und Wasser verschärft Lage der 
Bauern. Von Thomas Berger
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Die Bauernproteste der 
letzten Monate in Indien, 
hier nahe Bhopal im zen­
tral gelegenen Bundes­
staat Madhya Pradesh 
am 9. Juni dieses Jahres, 
zeigen Wirkung: Für etli­
che Regionen verfügten 
die zuständigen Regie­
rungen danach Schul­
denerlasse
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Thomas Berger ist freier 
Journalist und lebt in 
Brandenburg. Er ist für 
Recherchen jedes Jahr 
mehrfach in Süd­ und 
Südostasien unterwegs. 
Zudem berichtet er für 
regionale Medien über 
kulturelle und wirt­
schaftliche Themen.

Während einer Projekt­
reise im Oktober 2016 
besuchte er unter ande­
rem die Baumwollan­
bauregion rund um Sircil­
la im indischen Bundes­
staat Telangana.

Jeder zweite landwirtschaftliche 
Haushalt ist verschuldet, was 
angesichts des völligen Fehlens von 
Vermögenswerten bei den meisten 
dramatisch ist.
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Die Verdammten dieser Erde
In Diskussionen um eine nachhaltige Landwirtschaft kommen die weltweit bis zu 
500 Millionen Lohnarbeiter im Agrarsektor kaum vor. Von Benjamin Luig

Die ausbeuterischen Arbeitsbe-
dingungen, unter denen unser 
Essen produziert wird, sind 
vielfach dokumentiert. Doch 

die Anbauregionen sind meist weit weg, 
und die Werbeagenturen der Nahrungs-
mittelkonzerne schaffen es gut, Missstän-
de zu vergessen zu machen. »Food from 
nowhere«, Essen von nirgendwoher, 
nennt der US-Soziologe Philip McMi-
chael diese strukturellen Verdrängungs-
leistungen.

Mehr als eine Milliarde Menschen ar-
beitet in der Landwirtschaft, ein Drittel 
der Arbeitskräfte weltweit. 300 bis 500 
Millionen von ihnen sind Lohnarbeiterin-
nen und Lohnarbeiter, schätzt die UN-Ar-
beitsorganisation ILO. Zu dieser Klasse 
gehören einerseits Landlose, unter ihnen 
immer mehr Migranten, andererseits aber 
auch Kleinbauern, die ergänzend auf be-
zahlte Jobs angewiesen sind, sei es tem-
porär auf der Farm ihres Nachbarn oder 
saisonal in entfernteren Regionen. Sie 
malochen sowohl im »informellen« bäu-
erlichen Sektor als auch auf Großfarmen 
und Plantagen.

Die Arbeitsbedingungen in diesem Be-
reich sind extrem prekär und von gravie-
renden Rechtsverletzungen gekennzeich-
net. Die Bezahlung auf Zuckerrohr- und 
Palmölplantagen oder auf Gemüsefarmen 
erfolgt oftmals nach Erntemenge im Ak-
kord statt nach Arbeitszeit. Und die (an-
geblichen) Kosten der Grundversorgung 
mit Essen und einem Bett sowie für den 
Transport zum Arbeitsort und die Bereit-
stellung von Arbeitsschutzkleidung etc. 
werden vom Nominallohn abgezogen. 
Vielfach bleibt davon wenig bis nichts 
übrig. Rund 3,5 Millionen Landarbei-
ter weltweit arbeiten laut ILO (Bericht 
»Profits and Poverty. The Economics of 
Forced Labour«, 2014) sogar unter sklave-
reiähnlichen Bedingungen. Mangelnder 
Arbeitsschutz und sexuelle Übergriffe 
sind weit verbreitet. Das alles passiert 
keineswegs nur in kleineren bäuerlichen 
Firmen, sondern genauso auf Großplan-
tagen, die für den Weltmarkt produzieren.

Kartelle drücken Preise

Diese Ausbeutung hat strukturelle Grün-
de. Es gibt eine wachsende »Reservear-
mee« im ländlichen Raum, und gleichzei-
tig wurde in der neoliberalen Phase des 
Kapitalismus der letzten Jahrzehnte der 
Druck auf die Erzeuger der Rohprodukte 
enorm erhöht. Die Differenz zwischen 
den an sie gezahlten Beträgen und den 
Lebensmittelpreisen im Supermarktregal 
wird immer größer. Was der Bauer oder 
das Agrarunternehmen bekommt, macht 
nur noch 20 bis 30 Prozent dessen aus, 
was der Konsument für ein Produkt zahlt, 
schätzte der britische Agrarökonom Steve 
McCorriston 2012.

Vorbei die Zeiten, in denen staatliche 
Vermarktungsorganisationen Mindest-
preise für Agrarrohstoffe sicherstellten 
und über internationale Rohstoffabkom-
men versucht wurde, den Weltmarkt zu 
stabilisieren. Seit den 1990er Jahren 
haben global agierende Konzerne der 
Nahrungsmittel- und Getränkeindustrie 
sowie des Einzelhandels mit ihrer enor-
men Marktmacht den Preisdruck auf 
die Rohstoffproduzenten erhöht und die 
Spielregeln entlang der Lieferketten ver-
ändert. Das Nachsehen haben Bauern und 
Plantagenbetreiber – die in der Folge die 
Löhne ihrer Arbeiter weiter drücken. Ei-
ne Teepflückerin im indischen Distrikt 
Darjeeling erhält für 15 Kilo, die sie an 

einem Tag erntet, keine zwei Euro. Der 
aus dieser Menge gewonnene Tee bringt 
in Deutschland, wenn er unter dem Fair-
trade-Label verkauft wird, 600 Euro und 
mehr an Umsatz. Gleichzeitig wird von 
vielen Regierungen versucht, die Ausbeu-
tung von Arbeitern in der Landwirtschaft 
mit der Notwendigkeit niedriger Lebens-
mittelpreise für ärmere Konsumenten zu 
rechtfertigen. Doch eine Vielzahl von Stu-
dien zeigt, der Anteil der Lohnkosten am 
Preis für das Endprodukt im Vergleich zu 
den Profitmargen wie auch zu den Mar-
ketingausgaben der Ernährungsindustrie 
marginal ist.

Politisch marginalisiert

Verbunden mit diesem ökonomischen 
Druck ist in vielen Ländern die politische 
Marginalisierung der Betroffenen. Oft-
mals, etwa in Indien oder Südafrika, liegt 
der Mindestlohn im Agrarsektor deutlich 
unter dem in anderen Wirtschaftszwei-
gen. Die Arbeit von Gewerkschaften im 
ländlichen Raum taucht in Berichten der 
Medien kaum auf. Zugleich werden Ge-
werkschafter bei Versuchen der Organi-
sierung bedroht und nicht selten ermordet 
wie jüngst Alberto Acosta González, Vor-
sitzender der kolumbianischen Gewerk-
schaft der Zuckerrohrarbeiter Sintrain-
agro, der am 1. Juli von Scharfschützen 
erschossen wurde. Im ländlichen Raum 
mit großen räumlichen Distanzen zwi-
schen den Arbeitern einerseits und einer 
existentiellen Abhängigkeit ganzer Fami-
lien vom Farmmanagement andererseits 
greifen klassische gewerkschaftliche An-
sätze oft nicht.

In internationalen Debatten um Be-
schäftigtenrechte kommen Landarbeiter 
praktisch nicht vor. Die ILO beschränkt 
sich darauf, in einzelnen Fällen, in denen 
besonders dreiste Rechtsbrüche bekannt 
werden, Daten zu sammeln und dann in 
»Multistakeholderforen« gemeinsam mit 
Plantagenunternehmern, Regierungs- und 
Gewerkschaftsvertretern »Aktionsplä-
ne« zu entwickeln. Sie hat keine Agenda, 
ernsthaft die Einhaltung von Arbeitsrech-

ten und die Zahlung existenzsichernder 
Löhne auf Grundlage der ILO-Konventio-
nen durchzusetzen.

Ähnlich sieht es in der sogenannten 
Entwicklungszusammenarbeit der Bun-
desregierung aus. Das Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (BMZ) hat zwar die Son-
derinitiative »Eine Welt ohne Hunger« 
gestartet. Deren Zielgruppe sind Klein-
bauern. Zugleich aber hat es öffentlich-
private Partnerschaften mit Agrarkonzer-
nen auch mit dem Argument vereinbart, 
»Jobs« im ländlichen Raum seien ein 
wichtiger Faktor im Kampf gegen Armut 
und Hunger. Unterstützung oder Konsul-
tation von Gewerkschaften ist dabei kein 
Thema. Dabei ist soziale Sicherung im 
ländlichen Raum ein Schwerpunkt der 
BMZ-Sonderinitiative. Die Arbeitsver-
hältnisse werden jedoch ausgeklammert.

Undogmatische Bündnisse

Von zentraler Bedeutung sind unter die-
sen Bedingungen innovative Organisie-
rungsformen. Der jungen Gewerkschaft 
CSAAWU (Commercial Stevedoring 
Agricultural and Allied Workers Union) 
in Robertson in der südafrikanischen 
Provinz Westkap ist es im vergangenen 
November gelungen, nach einem 14wö-
chigen Streik unter harten Bedingungen 
auf Weinplantagen und in einer Weinab-
füllanlage deutliche Verbesserungen zu 
erreichen. 220 Arbeiter hatten durchge-
hend die Arbeit niedergelegt und so eine 
signifikante Erhöhung des Lohnes, eine 
Prämie und ein Übereinkommen durch-
gesetzt, das rassistische Praktiken wie 
die Vorzugsbehandlung weißer Arbeiter 
in der Abfüllanlage beenden soll. Dies 
gelang aufgrund eines starken Zusam-
menhalts der Arbeiterinnen und Arbeiter 
untereinander wie auch der Bevölkerung 
in der Region.

Dazu dürfte beigetragen haben, dass 
CSAAWU vor Ort ein »Legal Ressour-
ce Center« betreibt. Aktive der Gewerk-
schaft bieten hier Rechtsberatung für alle 
Menschen der Kleinstadt an. Ein zweiter 

Faktor war, dass CSAAWU seit Jahren 
gezielt Bündnisse aufbaute. Die Basis-
gewerkschaft war im April an der Grün-
dung der neuen linken südafrikanischen 
Gewerkschaftsförderation SAFTU (South 
African Federation of Trade Unions) be-
teiligt und arbeitet eng mit progressiven 
Nichtregierungsorganisationen (NGO) 
zusammen. Auch internationale Kon-
takte sind von großer Bedeutung. Denn 
CSAAWU konnte mit Unterstützung eu-
ropäischer Gewerkschaften und eines Fil-
memachers den Boykott des Weins der 
Marke Robertson durch einem wichtigen 
Abnehmer in Dänemark erreichen und 
damit im Arbeitskampf den Druck auf das 
Unternehmen erhöhen. Neue, undogma-
tische Bündnisse zwischen Gewerkschaf-
ten genau wie mit NGO, progressiven 
Bauernorganisationen und Aktiven aus 
anderen sozialen Bewegungen sind zen-
tral, damit Landarbeiterinnen und Land-
arbeiter in Debatten um Ernährungssyste-
me endlich sichtbar und hörbar werden.

Benjamin Luig koor­
diniert für die Rosa­
Luxemburg­Stiftung das 
»Dialogprogramm Er­
nährungssouveränität«. 
Er lebt in Johannesburg, 
Südafrika.

Anfang Oktober werden 
Vertreter der Landar­
beitergewerkschaft 
CSAAWU gemeinsam 
mit der Rosa­Luxem­
burg­Stiftung und der 
Kirchlichen Arbeitsstelle 
Südliches Afrika (KASA) 
auf einer Tour durch 
die Bundesrepublik in 
Deutschland von ihren 
Arbeitskämpfen berich­
ten. Nähere Informatio­
nen dazu ab September 
auf www.rosalux.de

Bericht der Internationa­
len Arbeitsorganisation 
der Vereinten Nationen, 
ILO, zu Profiten und 
»erzwungener Arbeit« 
(2014):  
kurzlink.de/iloreport
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Harter Job, mies ent­
lohnt: Weinlese in ei­
nem Unternehmen in 
Franschhoek nahe Kap­
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Rund 65 Prozent der EU-Bürger 
wollen die Agrarpolitik der 
Europäischen Union laut re-
präsentativen Umfragen von 

Eurobarometer weiter gemeinsam ver-
waltet sehen. Allerdings fordern sie auch 
eine radikale Wende: Subventionen sollen 
eine stärker lenkende Funktion bekom-
men und Klima- und Tierschutz sichern. 
Nach der Versorgung der Bevölkerung 
mit hochwertigen Lebensmitteln gilt der 
Tierschutz der Mehrheit der Befragten als 
zweitwichtigste Aufgabe der Landwirt-
schaft. Doch auch sichere Einkommen 
in ländlichen Regionen stehen hoch im 
Kurs. Sollen Umwelt, Tierschutz und so-
ziale Gerechtigkeit künftig Priorität er-
halten, muss die Agrarpolitik tiefgreifend 
reformiert werden. Die Tatsache, dass die 
Bürger die Subventionen mit ihren Steu-
ern finanzieren – in der Bundesrepublik 
zahlt jede erwerbstätige Person rechne-
risch 110 Euro pro Jahr nur für die EU-
Agrarpolitik –, müsste Grund genug sein, 
solche Forderungen zu berücksichtigen. 
Bislang profitieren vom EU-Agrarhaus-
halt, der mit knapp 60 Milliarden Euro 
pro Jahr ausgestattet ist, vor allem Groß-
grundbesitzer und Industrieunternehmen.

EU-Agrarkommissar Philip Hogan 
will 2018 Vorschläge für die Agrarpolitik 
in den Jahren 2021 bis 2028 vorlegen. 
Bauern-, Umwelt- und Verbraucherorga-
nisationen fordern grundlegende Refor-
men. Im Januar 2017 demonstrierten in 
Berlin erneut mehr als 18.000 Menschen 
dafür. Sie verlangen eine bessere Unter-
stützung für Jungbäuerinnen und -bauern 
und mehr Anreize für die Erbringung von 
Leistungen für Gemeingüter wie Klima-, 
Umwelt- und Tierschutz.

Die Nichtregierungsorganisation Ger-
manwatch hat Vorschläge vorgelegt, wie 
eine neue EU-Agrarpolitik aussehen 
könnte. Einer davon zielt auf einheitliche 
Kennzeichnung hinsichtlich der Art der 
Erzeugung von Lebensmitteln ab. Ana-
log zum bereits bei Eiern praktizierten 
Vorgehen entspräche die Ziffer 0 den An-
forderungen des EU-Ökolandbaus. Die 
Ziffern 1 und 2 würden für Produkte von 
Höfen mit reduziertem Pestizideinsatz, 
tierfreundlicher Weidehaltung, mehr 
Platz je Tier im Stall und wenig Antibio-
tikaeinsatz vergeben. Die 3 wäre Lebens-
mitteln vorbehalten, bei denen lediglich 
die gesetzlichen Mindestanforderungen 
eingehalten werden.

Damit würden die EU-Direktzahlun-
gen konsequent an messbare und sicht-
bare »öffentliche Leistung« der Betriebe 
gekoppelt. Wie bei Eiern soll es zusätz-
lich ein Kürzel für die regionale Herkunft 
geben. Perspektivisch würde die Förde-
rung für Betriebe mit niedrigen Standards 
reduziert und schließlich ganz auslaufen. 
Gleichzeitig sollte Betrieben zuverlässig 

Unterstützung geboten werden, wenn sie 
ihr Erzeugungssystem weiterentwickeln 
wollen, zum Beispiel von Stufe 3 mit 
industrieller Schweinehaltung auf Stufe 2 
mit weniger Tieren und ohne den Einsatz 
von Futter aus genetisch veränderten Aus-
gangsstoffen.

Weiter so ist keine Option

Die Eierkennzeichnung mit dem Zahlen-
code ist eine Erfolgsgeschichte. Sie hat 
Verbrauchern ermöglicht, Tierschutz von 
Tierleid zu unterscheiden. Der Marktan-
teil von Eiern aus Haltungsformen, die 
über den gesetzlichen Mindeststandard 
hinausgehen (Ziffer 0, 1 und 2), stieg in 
der Folge auf 99 Prozent im Jahr 2015.

Für verarbeitete Lebensmittel aber 
werden weiter Eier aus Käfighaltung ver-
kauft – sie sind zum Beispiel in Nudeln 
und Gebäck versteckt. Nur wenn diese Art 
der Kennzeichnung auf alle Lebensmittel 
übertragen wird, kann das wachsende In-
teresse der Verbraucher an Lebensmitteln 
mit höherer Qualität gezielt in effektive 
Nachfrage umgesetzt werden.

Ergänzend gilt es, im Zuge der oben be-
schriebenen Reform das Ordnungsrecht 
im Tier- und Umweltschutz zu verändern 
und die Umsetzung sicherzustellen. Gel-
tende EU-Standards müssen ohne Aus-
nahme umgesetzt werden. Zudem müssen 
Wege zur Umsetzung der auf der Klima-
konferenz in Paris Ende 2015 festgelegten 

Ziele künftig Teil der Agrarpolitik sein, 
etwa durch die Festlegung neuer Boden-
schutzregeln. Landwirte, die ihre Erzeu-
gung an die kommenden höheren gesetz-
lichen Anforderungen anpassen wollen, 
gilt es frühzeitig auszubilden, zu beraten 
und zu fördern.

Eine Neuverteilung der Fördergelder 
für Tierschutz- und Umweltleistungen for-

dert auch der Wissenschaftliche Beirat 
für Agrarpolitik, Ernährung und gesund-
heitlichen Verbraucherschutz des Bun-
deslandwirtschaftsministeriums  – auch 
vor dem Hintergrund, dass die von der 
EU gewollten steigenden Exportmen-
gen bei Milch und Fleisch zu sinkenden 
Weltmarktpreisen führen. Die Landwirte 
können auch hierzulande wegen der seit 
Jahren sehr niedrigen Erlöse die Kosten 
für eine gesellschaftlich verantwortliche 
Erzeugung nicht decken. Profiteure der 
exportorientierten EU-Politik sind Mol-
kereien und Schlachthöfe. Denn solan-
ge ein Überangebot existiert, können die 
verarbeitenden Unternehmen die Preise 
drücken und auf Kosten der Landwirte 
ihre Exportquote erhöhen.

Weg von den Butterbergen

Ziel muss es daher sein, die landwirt-
schaftliche Erzeugung in der EU auf ein 
Niveau zu bringen, das an der Selbst-
versorgung der Gemeinschaft orientiert 
ist, die Ökosysteme nicht überlastet und 
tiergerechtere Haltungsformen garan-
tiert. Zugleich gilt es, den Konsum tieri-
scher Lebensmittel auf ein gesundes und 
klimagerechtes Maß zu senken. In der 
Bundesrepublik würde das in etwa eine 
Halbierung des Konsums von Kalorien 
aus Fleisch, Milch und Eiern bedeuten 
(siehe dazu »Kursbuch Agrarwende«, 
herausgegeben von Greenpeace, Januar 

2017). Auf diese Weise würde der Um-
fang von Flächen etwa in Südamerika 
deutlich reduziert, die derzeit vor allem 
für den Anbau von Sojabohnen bean-
sprucht werden, die in der EU an Tiere 
verfüttert werden. Überschüsse und da-
mit Exporte zu niedrigen Preisen in Län-
der des Südens würden gebremst. EU-
Ausfuhren von Milchpulver oder Geflü-

gelteilen haben beispielsweise Tausende 
Kleinbauern in Westafrika die Existenz 
gekostet.

Eine echte EU-Agrarreform muss die 
globale Flächenkonkurrenz reduzieren, 
die zwischen Grundnahrungsmitteln, Fut-
termitteln und Agrartreibstoffen sowie 
pflanzlichen Industrierohstoffen aufge-
baut wurde und eine wachsende Bedro-
hung für die Ernährungssicherung dar-
stellt.

Profitieren würden die Verbraucher, 
weil sie endlich erkennen könnten, wie 
und wo ihre Lebensmittel hergestellt wer-
den. Zugleich würde die regionale Her-
stellung mit mehr Tierschutz und weniger 
Pestiziden gestärkt, und es gäbe positi-
ve Impulse für regionale, handwerkliche 
Verarbeitung und Vermarktung. Auch 
auf Agrarbetriebe wirkte sich die Kenn-
zeichnung positiv aus. Denn Lebensmit-
tel aus der Region sind Marktforschern 
zufolge ein »Megatrend«. Eine verläss-
lich kontrollierte staatliche Kennzeich-
nungspflicht ist zudem erst die Vorausset-
zung dafür, dass Regionen daraus einen 
Mehrwert ziehen können. Die Berliner 
Kundschaft könnte dann zum Beispiel Su-
permärkte darin vergleichen, in welchem 
Umfang sie Waren aus Brandenburg an-
bieten, am besten natürlich mit der Kenn-
ziffer 0 oder 1 zum Beispiel für die artge-
rechte Weidehaltung von Rindern oder 
Brot aus Getreideanbau ohne den Einsatz 
von glyphosathaltigen Herbiziden.

Die Wende fördern
Debatte um Agenda der EU-Agrarpolitik ab 2021 nimmt Fahrt auf. Bauern-, Umwelt- und 
Verbraucherorganisationen fordern  grundlegende Reform. Von Reinhild Benning und Tobias Reichert
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Die Autoren arbeiten für 
die Umwelt­ und Ent­
wicklungsorganisation 
Germanwatch.

Reinhild Benning ist 
ausgebildete Landwirtin 
und bei Germanwatch 
Referentin für Landwirt­
schaft und Tierhaltung. 
Zudem ist sie Mitautorin 
des »Fleischatlas« (pu­
bliziert u. a. von der Hein­
rich­Böll­Stiftung 2013, 
2014 und 2016) sowie 
weiterer Publikationen.
Tobias Reichert ist Di­
plomvolkswirt und seit 
2007 Germanwatch­
Teamleiter für Welter­
nährung, Landnutzung 
und Handel. Seit Mitte 
der 1990er Jahre schreibt 
er zudem Gutachten 
über Welthandel, Land­
wirtschaft und Umwelt 
für NGOs und For­
schungsinstitute.

Die von Benning und 
Reichert im Januar 
vorgelegte Analyse der 
»Gemeinsamen Agrar­
politik der EU« (GAP) 
mit Vorschlägen zu deren 
Neuausrichtung steht 
zum Download zur Verfü­
gung: germanwatch.org/
de/13340.

Ein weiteres Papier für 
eine Reform der EU­För­
derinstrumente hat ein 
Bündnis von 30 Verbän­
den präsentiert: kurzlink.
de/gap_verbaende

»Hintergrund«­Sendung 
des Deutschlandfunks 
zu 55 Jahren EU­Agrar­
politik vom 14. Juni 2017: 
kurzlink.de/dlf_gap

Eine echte EU-Agrarreform muss die globale 
Flächenkonkurrenz reduzieren, die zwischen Grund-
nahrungs mitteln, Futtermitteln und Agrartreibstoffen 
sowie pflanzlichen Industrierohstoffen aufgebaut 
wurde und eine wachsende Bedrohung für die 
Ernährungssicherung darstellt.
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Immer häufiger taucht dieser unaus-
sprechliche Begriff in Medienbeiträ-
gen und Debatten auf: CRISPR-Cas. 
Das Kürzel bezeichnet eine Methode, 

bei der mit Hilfe von speziellen Proteinen 
bzw. Enzymen, den Nukleasen, das Erb-
gut von Organismen »aufgetrennt« werden 
kann – um Gensequenzen »herauszuschnei-
den« oder einzufügen. Deshalb werden die-
se Nukleasen auch »Genscheren« genannt. 
Im renommierten Wissenschaftsmagazin 
Science wurde die 2012 entwickelte Me-
thode 2015 zum »Durchbruch des Jahres« 
erklärt. Und vergangene Woche, am 2. Au-
gust, berichtete die Fachzeitschrift Nature, 
ein Forscherteam habe mit Hilfe einer 
solchen Genschere erstmals ein für eine 
tödliche Herzkrankheit verantwortliches 
defektes Gen aus menschlichen Embryonen 
entfernt. Doch viele Fachleute warnen vor 
unüberschaubaren Risiken – sowohl beim 
Einsatz der Technologie in der Medizin als 
auch in Pflanzen- und Tierzucht.

In den letzten Jahren wurden verschiede-
ne neue Nukleasen entwickelt, die den Um-
bau der DNA, also des molekularen Trägers 
der Erbinformation, an jeder beliebigen 
Stelle ermöglichen sollen. Die aktuell wohl 
wichtigste ist CRISPR-Cas. Es handelt sich 
dabei um eine Art Gen-Sonde, bestehend 
aus Ribonukleinsäure (RNA). RNA ist in 
der Lage, Bausteine der DNA gewisser-
maßen spiegelbildlich zu reproduzieren. 
Über seine spezifische RNA-Sequenz kann 
das CRISPR-Cas-System auf ein Ziel hin 
»programmiert« werden. Die eigentliche 
Genschere ist das Enzym Cas, das mit der 
RNA zu einem Komplex verbunden ist. 
So können Gene stillgelegt (»Knock-out«) 
oder zusätzliche DNA in das Erbgut einge-
baut werden (»Knock-in«).

Mit CRISPR-Cas kann die DNA an meh-
reren Orten gleichzeitig verändert werden: 
Die Nuklease schneidet an allen Stellen 
in die Chromosomen, an denen sich die 
entsprechende Zielsequenz befindet. Man 
kann die Enzyme aber auch auf mehrere 
Zielsequenzen (»Targets«) gleichzeitig pro-
grammieren. Dann erfolgt in einem Schritt 
eine Veränderung verschiedener Erbanla-
gen.

Beim sogenannten Gene Drive wird das 
Gen, das für die Bildung der Nuklease ver-
antwortlich ist, dauerhaft im Erbgut veran-
kert. In den nachfolgenden Generationen 
soll das Enzym dann erneut gebildet werden 
und so dafür sorgen, dass die herbeigeführ-
ten Veränderungen weitergegeben werden. 
Das führt dazu, dass sich entsprechende 
Erbanlagen wesentlich schneller ausbrei-
ten können. Es geht hier also nicht mehr 
»nur« um die gentechnische Veränderung 
von Labororganismen oder Nutztieren und 
-pflanzen. Vielmehr sollen in Zukunft auch 
ganze natürliche Populationen gentech-
nisch verändert werden. Die Technologie 
könnte beispielsweise eingesetzt werden, 
um Schädlinge auszurotten oder Unkräu-
ter empfindlicher gegenüber Herbiziden zu 
machen.

Streit um Regulierung

In den USA wurden unter Einsatz von 
CRISPR-Cas Speisepilze so manipuliert, 
dass ihre Schnittflächen später braun wer-
den, so dass sie länger lagerfähig sind. 
Dafür wurde an mehreren Stellen im Erb-
gut gleichzeitig die Funktion von Genen 
blockiert. Die zuständige Behörde hat die 
Pilze bereits für sicher erklärt – ohne ein-
gehende Zulassungsprüfung.

Wie in den Vereinigten Staaten fordern 
auch in der EU viele Akteure, Organis-
men, bei denen nur kurze Genabschnitte 
entfernt oder verändert werden, nicht als 
gentechnisch verändert einzustufen. So sol-
len Kosten gespart werden und die Pro-
dukte schneller vermarktet werden können. 
Das Argument dafür: die Veränderungen 
könnten auch spontan und auf natürliche 
Weise auftreten.

Doch gerade das Beispiel der Pilze 
widerlegt diese Darstellung. Denn durch 
CRISPR-Cas wurde ihr Erbgut an mehre-

ren Stellen gleichzeitig verändert, um die 
Funktion zu blockieren, die eine Verfär-
bung der Schnittstellen bewirkt. Eine sol-
che genetische Veränderung würde spontan 
nicht auftreten. Der Fall zeigt zudem: Ver-
zichtet man auf eine Zulassungsprüfung, 
hat man auch keinen Zugang zu überprüf-
baren Daten. Bis heute gibt es keine wissen-
schaftliche Publikation darüber, wie genau 
die Pilze in ihren Eigenschaften gewollt 
oder ungewollt verändert wurden. Gibt es 
für die Organismen keine Überprüfungen 

und Tests zu Folgen der ausgelösten Verän-
derungen, fehlen auch die Daten, die nötig 
wären, um sie nach einer gewollten oder 
ungewollten Freisetzung identifizieren zu 
können. Folglich könnten sie sich unbe-
merkt und unkontrolliert in der Umwelt 
ausbreiten.

Inzwischen gibt es Belege dafür, dass 
beim Einsatz der Genschere häufig unge-
wollte Veränderungen im Erbgut auftreten, 
die mit Risiken für Mensch und Umwelt 
einhergehen können. Zum einen kommt es 
zu Verwechslungen des Gen-Ortes, an dem 
die Schere »schneidet«. Zum anderen wird 
an dem Ort, an dem die DNA aufgetrennt 
wird, häufig zufällig und ungewollt zusätz-
liche Erbinformation eingefügt, insbeson-
dere die für die Nuklease selbst. Weiter 
kann es durch die Entfernung natürlicher 
DNA-Abschnitte zur Verschiebung des 
»Leserahmens« der DNA kommen. Wie 
bei einem Text, aus dem einzelne Wör-
ter entfernt werden, ergibt sich ein ande-
rer »Sinn«. Auf diese Weise können neue 
biologisch aktive Botenstoffe (RNA) oder 
Proteine entstehen, die die Eigenschaften 
des Organismus beeinflussen. Die Etablie-
rung neuer Stoffwechselwege infolge der 
genetischen Veränderung kann außerdem 
dazu führen, dass sich weitere Inhaltsstoffe 
in Nahrungspflanzen verändern, so zum 
Beispiel der Anteil allergieauslösender 
Substanzen.

Mit Gene Drive greift der Mensch gewis-
sermaßen in die »Keimbahn« der biologi-
schen Vielfalt ein. Beim derzeitigen Stand 

des Wissens kann keine belastbare Aussage 
darüber getroffen werden, wie sich mittels 
CRISPR-Cas manipulierte Organismen in 
der Umwelt verhalten. Einmal freigesetzt, 
könnten sie kaum noch kontrolliert werden.

Patente und Monopole

Zugunsten des neuen Verfahrens werden 
oft ein möglicher Beitrag zur Sicherung 
der Welternährung oder die Einsparung 
von Spritzmitteln ins Feld geführt. Doch 

die tatsächlichen Ziele dieser und ande-
rer Methoden des »Genome Editing« 
sind oft ganz andere. In vielen Fällen 
dienen sie den gleichen Zielen wie die 
bisherige Gentechnik, etwa der Herstel-
lung von Resistenz der Nutzpflanze ge-
gen Herbizide.

Es gibt auch Ziele in der Pflanzenzucht, 
deren Nutzen man ernsthafter diskutieren 
kann wie höhere Erträge oder die Anpas-

sung an den Klimawandel. Oft ist es aber 
naheliegender, die Möglichkeiten der mo-
dernen konventionellen Züchtung zu nut-
zen, da diese bei der Erreichung dieser Zie-
le bisher wesentlich erfolgreicher ist. Denn 
sie arbeitet mit dem ganzen System der 
Zelle und der natürlichen Genregulation. 
So lassen sich Aktivität und kombinatori-
sche Wirkungen tausender Erbanlagen auf 
einmal nutzen.

Die neuen Verfahren unter Verwendung 
von Nukleasen aber werden ebenso paten-
tiert wie die damit genetisch manipulierten 
Pflanzen und Tiere. Letztlich wird der Ein-
satz der Technologie den Konzentrations-
prozess in der kommerziellen Pflanzen- und 
Tierzucht weiter beschleunigen. Konzerne 
wie Monsanto, DuPont und BASF haben 
längst Verträge mit den Erfindern der DNA-
Scheren geschlossen, und Bayer kooperiert 
mit Firmen wie CRISPR Therapeutics. Für 
Bayer dürfte dabei besonders interessant 
sein, dass an diesem Unternehmen Emma-
nuelle Charpentier, eine der Erfinderinnen 
der Methode, beteiligt ist. CRISPR Thera-
peutics will Bayer alle Anwendungen im 
Bereich landwirtschaftlicher Pflanzen- und 
Tierzucht überlassen, und der Konzern wird 
alles daran setzen, neue patentierte gene-
tisch veränderte Pflanzen ohne eingehende 
Prüfung und Kennzeichnung auf den Markt 
zu bringen.

Christoph Then ist Ge­
schäftsführer und wis­
senschaftlicher Direktor 
des 2008 gegründeten 
Münchner Testbiotech­
Instituts für unabhängi­
ge Folgenabschätzung in 
der Biotechnologie und 
Autor zahlreicher Publi­
kationen unter anderem 
zu möglichen Folgen des 
Einsatzes von Gentech­
nologie in der Landwirt­
schaft.
www.testbiotech.org

Der Veterinärmediziner 
war zuvor lange als Ex­
perte für Agrogentechnik 
bei der Umweltorganisa­
tion Greenpeace tätig.
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Wunder der Natur: die 
molekulare Struktur, die 
die Baupläne des Lebens 
transportiert. Obwohl 
längst nicht klar ist, wie 
das im Detail funktio­
niert, meinen Forscher, 
mit den »Gensche­
ren« bereits das Mittel 
zur  Optimierung von 
Mensch, Pflanze und Tier 
in der Hand zu haben 
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Die Schere am Erbgut
Riskant: die Anwendung der CRISPR-Cas-Methode in 
Pflanzenzucht und Landwirtschaft. Im Interesse der 
Industrie sind weitere Patente auf Leben. Von Christoph Then

Inzwischen gibt es Belege dafür,  
dass beim Einsatz der Genschere 
häufig ungewollte Veränderungen  
im Erbgut auftreten.
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Nachdem sich die EU-Länder 
im Frühjahr 2016 nicht hatten 
einigen können, ob Glyphosat 
zu verbieten oder erneut zu 

genehmigen sei, wurde die bestehende 
Zulassung provisorisch bis Ende dieses 
Jahres verlängert. Es sollte die Bewertung 
der Europäischen Chemikalienagentur 
(ECHA) abgewartet werden.

Im Mai 2016 hatte das Bundesinstitut 
für Risikobewertung (BfR) in einer Haus-
mitteilung versucht, die zuvor von der 
Krebsagentur der Weltgesundheitsorgani-
sation (WHO), IARC, getroffene bewer-
tung der von dem Wirkstoff ausgehenden 
Krebsgefahr zu bestreiten und kleinzu-
reden (siehe dazu Beitrag des Autors in 
der jW-Agrarbeilage vor einem Jahr). Die 
Europäische Behörde für Lebensmittel-
sicherheit, EFSA (European Food Safety 
Authority), war dieser Einschätzung an-
schließend gefolgt.

Die ECHA hat es nun tatsächlich ver-
mieden, die Darstellungen von BfR und 
EFSA zu wiederholen. Allerdings kam 
sie grundsätzlich zu der gleichen Schluss-
folgerung. Am 15. März dieses Jahres ver-
kündete sie ebenfalls, Glyphosat sei nicht 
krebserregend. In Reaktion auf diese Ein-
schätzung wurde am 13. Juli 2017 eine 
Studie mit dem vielsagenden Titel »Gly-
phosat und Krebs: Systematischer Regel-
bruch durch die Behörden« veröffentlicht. 
Die ECHA reagierte noch am selben Tag 
auf die von acht Umweltorganisationen 
unterstützte Untersuchung und beklagte, 
damit werde Misstrauen gegenüber den 
Behörden geschürt. In einer Erwiderung 
darauf betonten Verfasser und Heraus-
geber der Studie, das Misstrauen werde 
nicht durch sie geschürt, sondern durch 
die Institutionen selbst, indem sie zwecks 
Verharmlosung von Glyphosat die wis-
senschaftlichen Tatsachen teils ignorier-
ten, teils verdrehten.

Übrigens räumte die ECHA in ihrem 
Schreiben ein, der wissenschaftliche In-
halt der Studie stelle für sie eine »Her-
ausforderung« dar. Eine ausführliche 
Reaktion wurde für Anfang August ver-
sprochen. Welche Wirkung die Untersu-
chung beim Entscheidungsgremium der 
EU, dem »Standing Committee on Plants, 
Animals, Food and Feed«, erzielen wird, 
bleibt abzuwarten. Am 19. und 20. Ju-
li tagte dieses Gremium erneut zu Gly-
phosat, doch die Abstimmung über den 
Vorschlag der EU-Kommission, das Ak-
kergift erneut für zehn Jahre zuzulassen, 
wurde auf den Herbst verschoben.

Bewertungsspielräume

Die Bewertung, ob eine chemische Sub-
stanz krebserregend ist oder nicht, ist 
gesetzlich geregelt: die EU-Verordnung 
1272/2008 besagt, dass zwei voneinan-
der unabhängige Langzeitstudien an Rat-
ten oder Mäusen mit positiven Krebs-
befunden ausreichen, um eine Substanz 
als krebserregend (Kategorie 1B) einzu-

stufen, was für Pestizide aufgrund einer 
weiteren EU-Verordnung (EG 1107/2009) 
einem Verbot gleichkommt. Im Fall von 
Glyphosat wiesen aber nicht nur zwei, 
sondern gleich sieben von zwölf Studien 
insgesamt elf signifikante Krebseffekte 
nach. Wie ist es den Behörden gelungen, 
Glyphosat trotzdem als nicht krebserre-
gend einzustufen? Um das zu verstehen, 
muss man den »Bewertungsspielraum« 
begreifen, der bei der Beurteilung des 
Krebspotentials chemischer Substanzen 
existiert. Dieser Spielraum hat seine Be-
rechtigung. Seine Nutzung unterliegt aber 
bestimmten Regeln, die im Fall von Gly-
phosat von den Autoritäten der EU gra-
vierend verletzt wurden. Eine detaillierte 
Beschreibung dieser Regelverletzungen 
findet sich in der genannten Studie.

Worum geht es dabei? Lebewesen sind 
keine Maschinen und zeichnen sich durch 
Variabilität und Anpassungsfähigkeit aus. 
Daraus resultiert, dass zwischen Gruppen 
von Lebewesen »zufällige« Unterschiede 
auftreten können, die auf andere Einflüs-
se zurückzuführen sind als durch jene 
Faktoren, die man in einem Experiment 
untersuchen will. In unserem Fall betrifft 
das die Tumorhäufigkeit bei Gruppen von 

Laborratten und -mäusen, denen über vie-
le Monate Glyphosat über das Futter ver-
abreicht wurde im Vergleich zu den Tu-
morhäufigkeiten bei der »unbehandelten« 
Kontrollgruppe. Tumoren können aber 
auch andere Ursachen haben. Um zu ver-
hindern, dass diese als Glyphosateffekt 
eingestuft werden, gibt es mathematisch-
statistische Verfahren. Wenn von einem 
»statistisch signifikanten« Effekt die Re-
de ist, handelt es sich also um einen Un-
terschied, der mit hoher Wahrscheinlich-
keit nicht anderweitig verursacht wurde.

Mathematische Kunstgriffe

Nun gibt es zwei Verfahren zur Signifi-
kanzberechnung. Mit dem einen ergab 
sich nur bei einem einzigen Tumor in 
einer einzigen der zwölf Studien eine 
Signifikanz, bei dem anderen waren es 
zehn. Die Behörden bezogen sich in ihrer 
Bewertung auf das Verfahren, das in zehn 
Fällen sozusagen Entwarnung gab. Diese 
Herangehensweise steht aber im Wider-
spruch zu einer auf solche Einschätzun-
gen anwendbaren Richtlinie der OECD 
(Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung), die klar 
sagt, dass Signifikanz immer anerkannt 
werden sollte, egal durch welches der bei-
den Testverfahren sie errechnet wurde.

Offenbar war den EU-Gutachtern die 
Fragwürdigkeit ihres »mathematischen 
Kunstgriffs« bewusst, denn sie bemüh-
ten sich, die zehn Signifikanzen, die sie 
eigentlich gar nicht anerkannten, durch 
zusätzliche Argumente zu entkräften. Zu 
Details muss hier auf die Studie vom 
Juli verwiesen werden. Generell erklärten 
die Experten, den Krebsbefunden fehle 
die »biologische Relevanz«. Von biolo-
gischer Relevanz spricht man, wenn ein 
beobachteter Effekt unabhängig von sta-
tistischen Berechnungen biologisch plau-
sibel ist. Sie hat viele Facetten. Folglich 
ist ihre Beurteilung eine Aufgabe für Wis-
senschaftler. Das macht den Begriff an-
fällig für Missbrauch, indem beobachtete 
Effekte »weggeredet« werden könnten.

Aus diesem Grund gibt es in den an-
wendbaren Richtlinien der OECD und 
der ECHA klare Vorgaben, wie die Beur-

teilung dieser Relevanz zu erfolgen hat. 
Diese haben die Fachleute der EU gravie-
rend verletzt. Hinter der Nebelwand ihrer 
falschen Argumente verschwand schließ-
lich der letzte Rest an statistischer Signi-
fikanz, den sie zuvor noch hatten gelten 
lassen, weil die WHO-Krebsagentur Gly-
phosat im März 2015 als »wahrscheinlich 
krebserregend beim Menschen« einge-
stuft hatte.

Besonders abenteuerlich gestaltete sich 
das Vorgehen der Behörden, als sie bei der 
Bewertung eines Karzinomtyps (Lymph-
drüsenkrebs), für den die Beweislage 
besonders erdrückend ist, zwei Stu dien 
mit falschen Argumenten hinsichtlich der 
biologischen Relevanz ausschlossen. Ei-
ne andere Untersuchung aber bezogen sie 
in die Begutachtung ein, obwohl sich bei 
näherem Hinsehen zeigt, dass sie völlig 
unbrauchbar ist. Sie war aber nützlich, 
um das Fehlen eines Krebseffekts auf das 
Lymphsystem zu »beweisen«.

Es ist nicht auszuschließen, dass diese 
Art des Umgangs der Behörden bei der 
Risikoeinschätzung für Pestizide wie Gly-
phosat und für andere Chemikalien zum 
dramatischen Anstieg der Krebsfälle in 
der EU beigetragen hat. Denn manche 
Karzinomtypen treten heute doppelt so 
häufig auf wie noch vor 20 bis 30 Jah-
ren – und diese offizielle Zahl ist bereits 
alterskorrigiert, das heißt, das Älterwer-
den der Bevölkerung wurde rechnerisch 
berücksichtigt.

Glyphosat und kein Ende
Trotz Warnungen vor Krebsgefahr plant die EU-Kommission 
Weitergenehmigung des Totalherbizidwirkstoffs. Von Peter Clausing
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Peter Clausing ist  
Toxikologe und Vor­
standsmitglied im 
»Pestizid­Ak tions­
Netzwerk Germany« 
(www.pan­germany.org). 
Er lebt als freier Journalist 
und Buchautor bei Pots­
dam. Für jW schreibt er re­
gelmäßig über Agrar­ und 
Umweltthemen.

Studie vom 13.7.2017 zu 
den Tricks der Behör­
den, um die Risiken von 
Glyphosat kleinzureden: 
kurzlink.de/ 
glyphosatstudie

Stellungnahme der  
EU­Behörde ECHA dazu:  
kurzlink.de/echa_antwort

Im Jahr 2016 kam für die 
Wiedergenehmigung von 
Glyphosat in der EU keine 
»qualifizierte Mehrheit« 
zustande, u. a. weil sich 
Deutschland der Stimme 
enthielt. Das lag daran, 
dass sich das Umweltmi­
nisterium anders als das 
Agrarministerium gegen 
die erneute Zulassung 
aussprach. Die Entwick­
lung in diesem Jahr bleibt 
abzuwarten.

Die Initiatoren der Euro­
päischen Bürgerinitiative 
(EBI) »Stop Glyphosat« 
haben innerhalb von we­
niger als fünf Monaten 
bis Anfang Juli mehr als 
1,3 Millionen Unterschrif­
ten gesammelt. Sie for­
dern ein Verbot von Gly­
phosat und eine Reform 
des Zulassungsverfah­
rens für Pestizide. Voraus­
setzung dafür, dass sich 
die EU­Kommission mit 
einer EBI befassen muss, 
ist die Sammlung von ei­
ner Million Unterschriften 
innerhalb eines Jahres.
EBI unterstützen:  
global2000.at/glyphosat

Glyphosathaltige Herbizide halten das Unkraut in Schach. In der BRD werden sie vor dem Aufgehen der Saat eingesetzt, bei 
 feuchter Witterung auch zum sogenannten Abspritzen des Getreides. Sie stehen im Verdacht, krebserregend zu sein

* Und hier das Kleingedruckte:
Kostenlos! Unverbindlich!  
Endet automatisch!
Muss nicht abbestellt werden! 
Einfach zum jW-Kennenlernen!

Probeabo jetzt bestellen unter 
www.jungewelt.de/probeabo
Abotelefon: 00 49 30/53 63 55-50
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D
er B

undesverband der D
eut-

sch
en In

dustri
e e. V

. (B
DI) 

rich
tete am Montag und 

Diensta
g im Berlin

er Konzerth
aus 

am Gendarm
enmarkt se

inen jährlic
h 

wich
tigste

n wirts
chaftsp

oliti
sch

en 

Kongress 
aus, 

den »Tag der Deut-

sch
en In

dustri
e«. G

este
rn marsc

hier-

ten dort 
Bundeskanzlerin

 Angela 

Merkel (CDU), 
SPD-Chef Martin

 

Schulz (SPD), 
der Grünen-Vorsit

-

zende Cem Ö
zdemir, 

Verkehrsm
ini-

ste
r A

lex
ander D

obrin
dt (C

SU) u
nd 

FDP-Chef C
hrist

ian Lindner auf. D
ie 

Linkspartei w
ar nich

t zur A
blieferung 

einer »Keynote« eingeladen. BDI-

Präsid
ent Dieter Kempf begründete 

das a
m M

orgen im
 Deutsch

landfunk 

(DLF): 
»Die Nomenklatur lautet, 

jeder, der Regierungsverantwortu
ng 

in Bund und Land trä
gt, w

ird einge-

laden.« Der Mann hat sein bish
eri-

ges L
eben vor allem in Bayern zuge-

bracht, muss 
also

 Thüringen, Bran-

denburg und Berlin
 – Bundeslä

nder 

mit 
Linke-Regierungsbeteilig

ung 

– nich
t kennen. D

ie 1.5
00 geladenen 

Gäste
 blieben mit i

hrer L
ieblingsein-

heitsp
artei mit vier Etiketten unter 

sich
 wie einst 

in der Helmut-K
ohl-

Bundesre
publik der 80er und 90er 

Jahre. Die BDI-M
arketingabteilung 

hatte angekündigt, der Tag vereine 

»aktuelle Innenpoliti
k und internatio-

nale Persp
ektiven, u

nternehmerisc
he 

Praxis 
und ökonomisch

e Analysen, 

inspirie
rende Im

pulse
 und anreg

en-

des Netzw
erken«. Ein sogenannter 

Event also
. E

ntsp
rechend ging es im

 

klassiz
isti

sch
en Gebäude zu, d

as im
 

Zweiten Weltkrieg
 zerstö

rt 
worden 

war und zw
isch

en 19
79 und 19

84 von 

DDR-Arch
itekten durch

 den ostd
eut-

sch
en Staat re

konstru
iert w

urde: E
s 

herrsc
hte Harm

onie, man dienerte 

sich
 gegenseitig

 an. M
ehr w

ar a
uch 

nich
t nötig: Die Befehlsa

usgabe an 

die geladenen Parteien hatte bereits 

im Januar sta
ttgefunden: »Hand-

lungsempfehlungen der Deutsc
hen 

Industri
e für die 19

. W
ahlperio

de des 

Deutsc
hen Bundesta

ges« heißt das 

Papier (i
m In

ternet: h
ttps://

kurzlink.

de/Handlungsempfehlung). 
Es ent-

hält 1
73 Punkte, der D

iensta
g diente 

Kanzlerin
 und anderen Rednern vor 

allem dazu, si
ch dazu zu bekennen.

Mehr is
t nich

t nötig, denn die La-

ge ist
 erfre

ulich
, w

ie Kempf in
 dem 

DLF-In
terview

 darleg
te. D

ie Modera-

torin
 sp

rach ihn dort a
uf »

die Schere 

zw
isch

en Arm
 und Reich

« an, die in 

Deutsch
land »noch nie so

 groß w
ie 

jetzt« sei. K
empf beruhigt si

e: »Es is
t 

rich
tig, dass 

die Schere größer w
ird, 

aber sie
 wird nich

t deshalb größer, 

weil die Arm
en ärm

er werden, um 

das s
ehr p

lakativ zu sa
gen, so

ndern 

weil die Reich
en reich

er werden.« 

Von so
lch

 paradiesisc
hen Zustä

nden 

und davon, w
ie Umverteilung dieser 

Art n
och sc

höner w
erden kann, b

e-

rich
teten dann auch die Parteien am 

Diensta
g. Favorit 

ist 
eindeutig: A

m 

deutsch
en W

irts
chaftsw

esen so
ll d

ie 

EU genesen. E
twa durch

 die Einrich
-

tung eines E
uro-Finanzministe

rs u
nd 

eines eigenen Budgets, 
wofür sic

h 

Angela Merkel ebenso wie Kempf 

einsetzte. M
it d

er M
erkel-V

ariation: 

»W
enn die Rahmenbedingungen 

stim
men.« Wich

tig sei, 
Risik

en, 

Entsc
heidungsm

öglichkeiten 
und 

Haftu
ngen in

 einer H
and zu la

sse
n. 

Sie könne sic
h »sehr g

ut e
ine W

irt-

sch
aftsr

egierung vorste
llen«. Vor-

ausse
tzung se

i aber, d
ass 

diese dann 

darüber nachdenke, was die beste
n 

Vorbilder a
us a

nderen Ländern etwa 

für d
ie Schaffu

ng von Arbeitsp
lätzen 

seien. Lindner sah das fast 
genau-

so, n
ur »

sehr v
iel sk

eptisc
her«, w

ie 

Reuters
 form

ulierte. Schulz, Ö
zdemir 

und Dobrin
dt hatten dem nich

ts h
in-

zuzufügen.

Die Bundesta
gswahlen wurden auf 

dem »Tag der Industri
e« in diesem 

Jahr n
ich

t abgesagt. C
DU und CSU 

verzich
ten aber dem Vernehmen nach 

auf ein eigenes W
ahlprogramm.

Kapital hat 

gewählt

Warnung aus Moskau

WWW.JUNGEWELT.DE

Reiche Staaten lassen  

Nigerianer hungern

Maiduguri. D
ie Vereinten Nationen 

müsse
n wegen fehlender H

ilfs
gel-

der die Unterstü
tzung für 400.000 

vom Hunger betroffene Mensch
en 

im Nordoste
n Nigerias einste

llen. 

»Die Mensch
en werden in sch

reck-

lich
er N

ot se
in«, w

arnte der st
ell-

vertre
tende UN-Hilfs

koordinator 

für N
igeria, Peter L

undberg. Im
 

April s
ei in

 der von der D
sch

ihadi-

ste
nmiliz

 Boko Haram terro
risi

er-

ten Region noch 2,3 Milli
onen 

Mensch
en geholfen worden, je

tzt 

reich
es es nur noch für 1,

9 Milli
o-

nen. 50.000 Mensch
en seien akut 

vom Hungerto
d bedroht, fa

st e
ine 

halbe Milli
on Kinder w

erde dieses 

Jahr an akuter M
angelernährung 

leiden, einem lebensgefährlic
hen 

Zusta
nd. Laut U

N-Nothilfe
büro 

OCHA wären für dieses Ja
hr 

1,1 
Milli

arden Dollar nötig, um den 

Mensch
en im

 Nordoste
n Nigerias 

zu helfen. Bis A
nfang Juni w

ar 

aber erst 
weniger als e

in Dritt
el der 

benötigten Mitte
l zugesagt.  (dpa/jW)

Gefangenensammelstelle 

soll »Maßstäbe setzen«

Hamburg. Die für den G-20-Gipfel 

eingerich
tete Gefangenensam-

melste
lle in Hamburg-Harburg 

wird einen Tag vor dem Treffen 

der Staats- 
und Regierungsch

efs 

offiz
iell e

röffn
et. »

Wir s
ind in den 

letzten Vorbereitungen«, sa
gte 

Polizeisp
recher 

Timo Zill a
m 

Diensta
g bei 

der V
orste

llung 

des O
bjektes, 

das bundesweit 

»Maßstä
be set-

zen« solle. A
n 

dem Gipfel am 

7. u
nd 8. Ju

li in
 

der H
amburger 

Messe
 nehmen 

19 Staats- 
und Regierungsch

efs 

sowie EU-Vertre
ter te

il. I
n der 

11.0
00 Quadratmeter großen Halle 

sollen bis z
u 400 in Gewahrsa

m 

genommene oder fe
stg

enommene 

Mensch
en – vor allem mutmaßlich

 

»gewaltbereite« Gegendemon-

stra
nten – untergebracht w

erden. 

Aussta
ttung und örtli

che Nähe 

zum Gerich
t gewährleiste

n nach 

den Worten Zills
 einen »effektiven 

Rechtssc
hutz«. D

ie Koste
n für den 

Umbau waren bei B
aubeginn mit 

drei M
illi

onen Euro beziffe
rt w

or-

den.  

(dpa/jW)

Der BDI-Präsident hat angeordnet: »Die Armen werden nicht ärmer«.  

Foto vom 11. Juni 2015, Hauptsitz der Deutschen Bank in Frankfurt am Main
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Die deutsche In
dustrie

 tra
f s

ich in Berlin
 

mit i
hren Lieblin

gsparte
ien. Es ging  

harm
onisch zu. Von Arnold Schölzel

Abschuss von syrischem Kampfflu
gzeug durch USA: R

ussland will »
alle Objekte« als Ziel b

etra
chten

N
ach dem Absch

uss e
ines sy

ri-

sch
en Kampfflu

gzeugs d
urch

 

die U
SA hat si

ch die ru
ssi-

sch
e Regierung alarm

iert 
über die 

eskalierende Lage in
 Syrien gezeigt. 

Das Vorgehen der US-geführten in-

ternationalen Koaliti
on bereite »sehr 

große Sorgen«, sagte der Sprecher 

von Präsid
ent W

ladimir P
utin, D

mitri
 

Peskow, am Diensta
g in Moskau.

Ein US-Flugzeug hatte am Sonntag 

eine syrisc
he Suchoi Su-22 abgesch

os-

sen. A
us W

ashington hieß es, d
ie sy

-

risc
he M

asch
ine habe sic

h Einheiten 

der v
on den kurdisch

en YPG domi-

nierte
n 

»Syrisc
h-Demokratisc

hen 

Kräfte« (SDK) genähert. 
Der ste

ll-

vertre
tende russis

che Außenministe
r 

Sergej R
jabkow sp

rach ansch
ließend 

von einem »Akt der A
ggressio

n« und 

warf d
en USA vor, T

erro
rist

en zu un-

terstü
tzen. D

as V
erteidigungsm

iniste
-

riu
m in

 M
oskau kündigte an, in

 Zu-

kunft a
lle Objekte wie Flugzeuge und 

Drohnen im
 ru

ssis
chen Einsatzgebiet 

über S
yrien als Z

iele zu betrachten. 

Zudem kappte Moskau den Kom-

munikationskanal m
it d

en U
SA, d

er 

Zwisch
enfälle im

 syrisc
hen Luftra

um 

verm
eiden helfen sollte

.

Als R
eaktion auf die Warnung Mos-

kaus h
at A

ustra
lien se

ine Beteilig
ung 

an den Luftangriff
en ausgesetzt. W

ie 

das V
erteidigungsm

iniste
rium in Can-

berra am Dienstag mitte
ilte

, handelt 

es s
ich

 um eine vorübergehende Vor-

sich
tsm

aßnahme. D
ie Einsätze im

 be-

nachbarten Ira
k würden weitergeführt.

Die Bundeswehr si
eht si

ch dagegen 

hinsic
htlic

h ihrer Aufklärungsflü
ge 

über S
yrien nich

t b
eeinträchtigt. E

in 

Sprecher des Bundesverteidigungs-

ministe
riu

ms s
agte am D

iensta
g der 

Deutsch
en Pres

seagentur, 
die Aus-

wirkungen auf d
en Flugbetrie

b se
ien 

»beherrsc
hbar«. Man erwarte, dass 

sich
 die Lage »aufgrund der E

ntsp
an-

nungsbemühungen der U
S-Streitkräf-

te« in den nächste
n Tagen wieder nor-

malisi
ere.

Die sta
atlic

he syrisc
he Nachrich

ten-

agentur SANA berich
tete am Diensta

g 

von einem »neuen M
assa

ker d
er von 

den USA geführten internationalen 

Koaliti
on«. Zwölf Z

ivilis
ten seien am 

Montag abend in Tel A
l-S

chajer nahe 

der sy
risc

h-ira
kisch

en Grenze getötet 

worden, als 
US-Flugzeuge Angriff

e 

in der U
mgebung von Hasaka flo

gen. 

 

(dpa/Reuters/SANA/jW)
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Berlins Mann

Der neue französische Präsident 

Emmanuel Macron plant die Zer-

schlagung des Arbeitsrechts und des 

Tarifsystems. Dafür hat er alle Unter-

stützung aus Deutschland, aber es 

gibt auch gegensätzliche Interessen. 

Von Jörg Kronauer
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I
n Venezuelas H

auptstadt Caracas 

ist e
s am Mittw

och (Ortsz
eit) r

und 

um das Parlamentsgebäude zu 

schweren Auseinandersetzungen zwi-

schen Gegnern und Anhängern der Re-

gierung von Präsident Nicolás M
aduro 

gekommen. Zuvor hatte im Palast d
er 

Legislative die traditionelle Veranstal-

tung zum Nationalfeiertag am 5. Ju
li 

stattgefunden, an der Vizepräsident 

Tareck El Aissa
mi und mehrere Mini-

ster teilgenommen hatten.

Rund um das Gebäude im Zentrum 

der M
etropole hatten sich den ganzen 

Tag über Chavistas versammelt, Au-

genzeugenberichten zufolge herrsc
hte 

Feststi
mmung. Als jedoch Abgeord-

nete der Oppositio
nsparteien das G

e-

bäude in Begleitung ihrer Leibwächter 

verließen, kam es offenbar zunächst zu 

Wortgefechten, die dann eskalierten. 

Vermummte und mit Schussw
affen 

ausgerüstete Angehörige eines priva-

ten, von den Politik
ern angeheuerten 

Sicherheitsd
ienstes bedrohten die ver-

sammelten Regierungsanhänger. »Als 

sie die Türen öffneten, sahen wir, w
ie 

uns die Maskierten mit ihren Lang-

waffen bedrohten und Sprengkörper 

auf uns warfen«, berichtete ein junger 

Mann, der die Ereignisse
 verfolgen 

konnte. Durch das Vorgehen des Si-

cherheitsd
ienstes der Nationalver-

sammlung sei der 19
jährige Cris th

ian 

José Palma Ramos, e
in Mitglied des 

Jugendverbandes der regierenden 

sozialisti
schen Partei PSUV, schwer 

verletzt worden. Er befindet sic
h den 

Berichten zufolge inzwischen außer 

Lebensgefahr. Venezuelas Jugendmi-

nister Pedro Infante machte über Twit-

ter die Abgeordneten der Oppositio
n 

für den Angriff 
auf die Chavistas ver-

antwortlic
h und forderte ein Ende von 

Terrorism
us und Gewalt.

Offenbar als R
eaktion darauf dran-

gen milita
nte Unterstü

tzer der Regie-

rung in das Parlamentsgebäude ein 

und riefen Parolen gegen die »Mörder 

und Terroriste
n«. Wie die Nachrichten-

agentur AFP berichtete, sollen sie mit 

Stöcken bewaffnet gewesen sein. Eini-

gen sei es gelungen, bis auf die Flure 

des Parlaments vorzudringen. Dort 

sollen sie auf Politik
er der Rechtspar-

teien eingeschlagen haben. Im
 Internet 

wurden Fotos von blutüberströ
mten 

Oppositio
nellen verbreitet. Wie der 

Fernsehsender Globovisión berichtete, 

konnten die Abgeordneten erst 
nach 

rund sieben Stunden das Gebäude ver-

lassen, nachdem Polizei und National-

garde für Ordnung gesorgt hatten.

Sprecher der Oppositio
n machten 

Angehörige der sogenannten Colec-

tivos für die Auseinandersetzungen 

verantwortlic
h. Gemeint sind damit 

Basisg
ruppen, die unabhängig von 

der Regierung agieren, meist v
or Ort 

in den Gemeinden und Stadtvierteln 

soziale Arbeit leisten und oft für ei-

ne Radikalisie
rung des bolivarischen 

Prozesses in
 Venezuela eintreten. Ei-

nige von ihnen sind allerdings auch 

bewaffnet und fühlen sic
h angesichts 

der vermeintlichen Nachgiebigkeit der 

Behörden gegenüber den milita
nten 

Rechten herausgefordert, s
elbst g

egen 

die Oppositio
n vorzugehen.

Führende Vertreter der Regierung 

verurteilten die Ereignisse
. Präsident 

Maduro forderte eine eingehende Unter-

suchung der Geschehnisse
: »Ich akzep-

tiere keine Gewalt, v
on niemandem!« 

Auch Verteidigungsminister Vladimir 

Padrino López rief zum Frieden auf. 

Die Gewalt m
üsse »durch Dialog, Wah-

len und eine nationale Übereinkunft auf 

dem Weg der verfassunggebenden Ver-

sammlung gestoppt werden.

Diese von der Oppositio
n abgelehn-

te Constitu
yente wird am 30. Ju

li ge-

wählt. M
aduro ordnete den Beginn der 

üblichen Sicherheitsm
aßnahmen an, 

um den ordnungsgemäßen Ablauf der 

Abstim
mung zu garantieren.

Basis 

schlägt 

zurück

Tür zu für Erdogan

WWW.JUNGEWELT.DE

Donald Trump wettert 

 gegen Russland

Warschau. Kurz vor dem G-20-Gipfel 

hat US-Präsident Donald Trump 

den Ton gegenüber Russla
nd deut-

lich versch
ärft. E

r warf M
oskau am 

Donnerstag bei seinem Besuch in 

Warsch
au ein »destabilisi

erendes« 

Verhalten vor. Trump äußerte sich
 

einen Tag vor seinem ersten persön-

lichen Gespräch mit dem russisc
hen 

Präsidenten Wladimir Putin. Bei 

einer Rede in Warsch
au rief der US-

Präsident die europäisch
en NATO-

Länder erneut zu höheren Verteidi-

gungsausgaben auf. Trump sagte bei 

einer gemeinsamen Pressekonferenz 

mit dem polnisch
en Präsidenten 

Andrzej Duda: »Unsere Zusammen-

arbeit m
it Polen ist e

ine Antwort auf 

die russisc
hen Aktivitäten und sein 

(Russla
nds, jW

) destabilisi
erendes 

Verhalten.« Er verwies insbesondere 

auf das russisc
he Vorgehen in der 

Ukraine und die Unterstü
tzung Mos-

kaus für den syrisch
en Präsidenten 

Baschar Al-Assad. 

(AFP/jW)

Siehe Seite 7

Hamburg: Handynetz und 

GPS gestört

Hamburg. Während des G-20-Gipfels 

in Hamburg soll ab Donnerstag 

der Empfang für mobile Telefone 

und GPS-Navigationsgeräte gestört 

werden. Dies berich
tete Bild online 

am Donnerstag unter Berufung auf 

die Deutsch
e Flugsich

erung (DFS) 

und das US-Transportministerium, 

die Warnungen für die Hansestadt 

herausgegeben hatten. Bis jW
-

Redaktionssch
luss konnten nur 

sporadisch
e Funkstörungen im Ham-

burger Mobilfunknetz festgestellt 

werden. Doch Aktivisten und linke 

Politik
er hätten sch

on seit lä
ngerem 

mit Problemen zu kämpfen, sagte 

Martin Dolzer, Abgeordneter der 

Bürgersch
aft fü

r Die Linke, am Don-

nerstag dieser Zeitung. »In manchen 

Fällen gibt es seit Tagen bei Telefo-

naten Störgeräusche, manche Geräte 

funktionieren gar nicht mehr.« Ein 

derartiger Eingriff i
n die informatio-

nelle Selbstbestim
mung sei »nicht 

hinnehmbar«, so Dolzer.  
(jW)

 Siehe Seiten 3, 6 und 8

Keine Angst vor der Reaktion: Ein linker Demonstrant attackiert einen Abgeordneten der rechten Opposition (Caracas, 5.7.2017)
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Konflikt

Arbeiter eines Autozulieferers blockie-

ren Gießerei von PSA Peugeot. 

Gewerkschaften sind entzweit

Knappheit

In der BRD fehlt eine Millio
n Wohnun-

gen. Bauministerin Hendricks for-

dert Grundgesetzänderung

Konfrontation

In der Auseinandersetzung mit Katar 

drohen Saudi-Arabien und Ver-

bündete mit neuen Sanktionen

Kontrollen

Morgenstund in G-20-Zone: Polizisten 

rüsten sich, Demonstranten krie-

chen aus Zelten. Reportage 

3

4

7
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Nationalfeiertag in Venezuela:  

Anhänger und Gegner der  

Regierung liefern sich 

Auseinandersetzungen am 

Parlamentsgebäude in Caracas. 

Von Santiago Baez

EU für Aussetzung der Beitrittsgespräche mit der Türkei. M
enschenrechtler fe

stgenommen

D
as EU-Parlament dringt auf 

eine formale Aussetzung der 

Beitrit
tsgespräche mit der 

Türkei. Die Abgeordneten stim
mten 

am Donnersta
g in Strasbourg par-

teiübergreifend und mit deutlicher 

Mehrheit für eine entsprechende 

Aufforderung an die EU-Kommis-

sion. Die Brüsseler Behörde, die die 

Verhandlungen mit A
nkara führt, i

st 

daran rechtlich allerdings nicht ge-

bunden.

Grund für den Stopp der Gesprä-

che ist 
die von der tü

rkischen Regie-

rung geplante Verfassungsnovelle. Sie 

könnte nach Einschätzung von Men-

schenrechtlern und Oppositio
nellen 

die Gewaltenteilung und die Unab-

hängigkeit der Ju
stiz einschränken.

Nach dem Putschversuch vom Juli 

2016 war in der Türkei der Ausnahme-

zustand ausgerufen worden. Seitdem 

wurden Zehntausende Menschen in-

haftiert und rund 115.000 Staatsbe-

dienstete entlassen oder su
spendiert. 

Die türkische Regierung macht den in 

den USA lebenden isla
mischen Predi-

ger Fethullah Gülen für den Umsturz-

versuch verantwortlic
h. Vermeintliche 

Anhänger Gülens, L
inke und politis

ch 

aktive Kurden werden seither noch 

gnadenloser als zuvor verfolgt.

Wie Amnesty International am ge-

strig
en Donnersta

g mitteilte, waren 

am Vortag mehrere Menschenrechts-

aktivisten während eines W
orkshops 

auf der In
sel Büyükada bei Ist

anbul 

verhaftet worden. Bei den Festge-

nommenen handelt es sich um die 

Direktorin der türkischen Sektion 

von Amnesty, Idil Eser, sieben An-

wälte sowie einen Deutschen und 

einen schwedischen Staatsbürger. 

Zudem sei der Direktor des Hotels, 

in dem der W
orkshop sta

ttfand, vor-

übergehend festgesetzt 
worden.

Die Kurdische Gemeinde in 

Deutsch
land hat unterdessen die Bun-

desregierung dazu aufgefordert, g
egen 

das Ausspionieren von Kurden durch 

türkische Agenten vorzugehen. »Wir 

fühlen uns im Stich gelassen«, sagte 

der ste
llvertretende Bundesvorsitz

ende 

der Gemeinde, Mehmet Tanriverdi, der 

Heilbronner Stimme vom Donnerstag. 

»Der türkische Geheimdienst MIT 

hat schätzungsweise 6.000 Spione in 

Deutsch
land, und die kurdisch

e Com-

munity steht mitten in dessen Visier.« 

 

(AFP/dpa/jW)
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Friedenskunst

Engagiert gegen den Krieg: Vor 

150 Jahren wurde die Malerin und 

Bildhauerin Käthe Kollwitz geboren. 

Ihr Werk steht für einen kämpferi-

schen Humanismus, der bis in  

unsere Gegenwart nachwirkt.  

Von Peter Michel
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Live-Blog zum G-20-Gipfel unter: www.jungewelt.de/g20

WWW.JUNGEWELT.DE

Entschlossen gegen Polizeigewalt:  

Aktivisten formieren nach der 

aufgelösten »Welcome to Hell«-

Demonstration am Donnerstag abend 

in Hamburg einen weiteren Protestzug
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  ACHT SEITEN EXTRA

Herrschaftsfrei

Wochenendgespräch mit Hermann 

Amborn. Über einen Irrtum von Jürgen 

Habermas, Fehler sozialistischer Moderni-

sierung in Südäthiopien und die Rückkehr 

anarchistischer Traditionen. Außerdem: 

Die Intensität des Augenblicks in einer ver-

gangen Welt – Fotos aus der DDR

»Herrschaftsfreie Gesellschaften 

werden nicht mehr geleugnet«

Ein Gespräch mit Hermann Amborn  Über einen Irrtum von Jürgen Habermas,  

Fehler sozialistischer Modernisierung in Südäthiopien und die Rückkehr  

anarchistischer Traditionen

Frauen und Mädchen 

der Burji schöpfen nahe 

Marsabit in Kenia Wasser 

(16. September 2014)

I
n Ihrem im vergangenen 

Jahr erschienenen Buch »Das 

Recht als Hort der Anarchie« 

behaupten Sie: »Anarchie ist 

nicht ein Projekt oder eine Utopie, 

sondern wird praktiziert.« Das ist 

eine steile These.

Aber sie stimmt. Als Ethnologe habe 

ich herrschaftsfreie Gesellschaften am 

Horn von Afrika kennengelernt, im Zuge 

längerer Feldforschungen im südlichen 

Äthiopien und im nördlichen Kenia. Auch 

durch Erlebnisse mit meinen Kontakt-

personen bin ich auf die Spur des Anar-

chismus gebracht worden. In Äthiopien 

gibt es eine große Anzahl von egalitären 

Ethnien. Man kann diesbezüglich eine 

Grenze zwischen dem Norden und dem 

erst um die Wende des 19. zum 20. Jahr-

hundert vom Kaiserreich eroberten Sü-

den ziehen. Im Süden gibt es die große 

Gruppe der Oromo. Von nahezu 100 Mil-

lionen Einwohnern Äthiopiens gehören 

zwischen 40 und 45 Millionen den Oro-

mo und den ihnen verwandten Gruppen 

an, zu denen ich die von mir untersuchte 

Burji-Konso-Gruppe zähle. Das ist ein 

mehr als 300.000 Menschen umfassen-

des Konglomerat von 15 Ethnien in Süd-

westäthiopien.

Welche Form der Wirtschaft betrei-

ben diese Gruppen?

Die größte Oromo-Untergruppe in Süd-

äthiopien sind die Borana. Sie betreiben 

Viehwirtschaft mit einem Einschlag von 

Hirtennomadismus. Sie bewohnen ein 

Gebiet, das bis runter an den Äquator 

reicht, nach Kenia und nach Somalia hin-

ein. Sie gehören sicher zu den am stärk-

sten herrschaftsfre
i organisierten Grup-

pen. Die Burji-Konso hingegen sind eine 

Bevölkerung von sesshaften Bergbauern.

Man kann sagen, dass diejenigen Be-

völkerungsteile, die der kuschitischen 

Sprachfamilie angehören, weitgehend 

egalitär organisiert sind. Diese Gesell-

schaften haben eine akephale oder, wie 

ich lieber sage, eine polykephale Grund-

struktur.

Die Ausdrücke »akephal« und »poly-

kephal« müssen Sie erklären.

»Akephal« ist ein Begriff, 
der sich in 

der Ethnologie für herrschaftslose Ge-

sellschaften weitgehend durchgesetzt 

n  Drucksachen

Ein von der Revolution hervorgebrachter 

Staatstyp. Lenin über die Zukunft der Arbei-

ter-, Bauern- und Soldatenräte. Klassiker 

n  Schwarzer Kanal 

Der in der Schweiz lebende russische Autor 

Michail Schischkin dichtet Wladimir Putin 

übernatürliche Fähigkeiten  an 

n  Reportage 

100 Fotos aus der DDR: Christian Borcherts 

intensive Bilder aus einer vergangenen Welt 

in einem neuen Band

n  XYZ 

Erinnerung an Felix Weil, einen kommunisti-

schen Intellektuellen und Mäzen, von dem 

nur selten die Rede ist. Von Helmut Dahmer

faulheit & arbeit Sonnabend/Sonntag,

8./9. Juli 2017, Nr. 156

n Fortsetzung auf Seite zwei

Hermann Amborn 

geboren 1933 in Braubach, ist eme-

ritierter Professor für Ethnologie. Er 

machte eine Ausbildung als techni-

scher Zeichner und wurde zunächst 

Ingenieur. Nach einer längeren Reise 

kam er zur Ethnologie und lehrte als 

Professor in München. Forschungsauf-

enthalte führten ihn bis in die jüngste 

Zeit immer wieder nach Südäthiopien

GORAN TOMASEVIC/REUTERS

Live-Blog zum G-20-Gipfel unter: www.jungewelt.de/g20

Jetzt erst recht!

Säbelrasseln

Korea-Konflikt: Donald Trump droht 

Pjöngjang. Spekulationen über 

neue Raketen der DVRK

Freihandel

Westliche Staaten wollen ihr neo-

liberales Modell unbeschränkter 

Eigentumsrechte exportieren

Rebellion

Hamburg: Tausende widersetzen sich 

Demonstrationsverboten und 

protestieren gegen Repression
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 Gegen die herrschende Weltordnung: Demonstrationen, Blockaden und spontane Aktionen
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BLENDE 2017
An die Kameras, fertig, los!
Jetzt mitmachen beim jW-Fotowettbewerb! 
Infos unter www.blende.jungewelt.de
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